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7 Auswirkungen des Regelungsmodells auf die Gesamtwirtschaft 

7.1 Wertschöpfung 

Das Pendant zur Konsumentenrente ist die sog. Produzentenrente (Gewinn der Produzenten). Die Produ-

zentenrente entspricht gem. Konzept der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) dem «Nettobe-

triebsüberschuss». Zusammen mit der Bruttolohn- und Gehaltssumme sowie den Abschreibungen bilden 

sie die Bruttowertschöpfung (vgl. beispielsweise von der Lippe 1996, 287). Die Produzentenrente wird 

für die RFA nicht separat berechnet, sondern ist Bestandteil der Wertschöpfung, welche nachfol-

gend beziffert wird.  

Der Wertschöpfungszuwachs, welcher infolge der Regulierungsmassnahme erzielt wird, lässt sich auf Basis 

des ermittelten Umsatzwachstums in den Trust(nahen)-Branchen (vgl. Abschnitt 6.2.4) ableiten. Dabei gilt 

es folgende Aspekte zu berücksichtigen:  

■ Vom Umsatzwachstum wird erstens ein typischer Anteil für Vorleistungen abgezogen.79

■ Zweitens sind die Opportunitätskosten abzuziehen: In der Finanz- und Versicherungsbranche 

herrscht gemäss aktuellen Arbeitsmarktkennzahlen annähernd Vollbeschäftigung.80 Daraus folgt, dass sich 

ein Branchenwachstum lediglich mittels Verdrängung anderer Branchen und/oder durch zusätzliche Im-

migration realisieren lässt.81 In beiden Situationen erhöht sich das BIP pro Kopf nur, falls überdurchschnitt-

liche Wertschöpfung generiert wird. Als Opportunitätskosten unterstellen wir die Hälfte der durch-

schnittlichen Wertschöpfung der Gesamtwirtschaft unter der Annahme, dass die Hälfte des neuen 

Wertschöpfungszuwachses durch zusätzliche Immigration abgedeckt wird, bei der anderen Hälfte jedoch 

die Verdrängung zum Zuge kommt. Mittel- bis langfristig sollten auch Personen aus dem Ausland in der 

Lage sein, im Sektor der Dienstleistungen rund um den Schweizer Trust tätig zu sein. Da hierfür jedoch 

zumindest teilweise spezifisches inländisches Know-how nötig sein dürfte, ist davon auszugehen, dass es 

zu einem gewissen Teil zu Verdrängung kommen wird. 

■ Als resultierende Grösse ergibt sich drittens der Zuwachs an direkter Wertschöpfung nach Abzug 

der Opportunitätskosten. 

■ Das gleiche Vorgehen (Abzug Vorleistungen und Hälfte der Opportunitätskosten) wird schliesslich für 

die Zulieferer der Trust(nahen)-Branche vorgenommen, um die sogenannte indirekte Wertschöpfung zu 

erlangen. Diese schätzen wir unter Zuhilfenahme der «Swiss Input-Output-Matrix» (2014) des Bundesam-

tes für Statistik.  

■ Die Zulieferer der Trust-Branche weisen eine knapp über der Gesamtwirtschaft liegende Produktivität 

auf. Bzgl. deren Vorleistungen nehmen wir schliesslich an, dass diese dem gesamtschweizerischen Mittel 

entspricht (und damit den Opportunitätskosten). Die indirekte zusätzliche Wertschöpfung der Vor-

Vorleistungsindustrie ist also vernachlässigbar.  

79 Auskunft über die Vorleistungsstruktur nach Branchen ergibt die BFS-Statistik «Produktionskonto nach Branchen». So betrug 
beispielsweise der Anteil der Vorleistungen am Bruttoproduktionswert in der Branche «Erbringung von Finanzdienstleistungen (NO-
GA 64)» im Jahr 2016 50%. 
80 Gem. Seco (2018) betrug die Arbeitslosenquote im November 2018 im Bankenbereich 2.3%, im Rechtswesen 1.9% und im 
Versicherungsbereich gar nur 1.5%. Unter der Berücksichtigung einer natürlichen Fluktuation entspricht dies annähernd einer Voll-
beschäftigung. 
81 Langfristig erscheint es allerdings möglich, dass das Wertschöpfungswachstum durch technologischen Fortschritt (insb. Digitalisie-
rung) zumindest teilweise auch ohne Beschäftigungswachstum erzielt werden kann. 
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■ Die induzierte Wertschöpfung (Wertschöpfung aufgrund Mehrkonsum auf anderen Märkten, die 

sich infolge von Lohnsteigerungen und zusätzlicher Konsumentenrenten ergeben) wird nicht berücksich-

tigt. 

Die Schätzungen basieren auf der Annahme, dass sämtliche Wertschöpfung in der Schweiz stattfin-

det, was in diesem internationalen Geschäft kaum der Fall sein wird. 

Abbildung 22 zeigt die Zuordnung des in Abschnitt 6.2.4 herausgestellten Umsatzwachstums in die Ka-

tegorien direkte Wertschöpfung, indirekte Wertschöpfung sowie Opportunitätskosten auf (für detaillierte 

Ergebnisse sei auf Tabelle 25 und Tabelle 26 im Anhang verwiesen). Im Szenario tief ist mit zusätzlicher 

Wertschöpfung in Höhe von 10 Mio. CHF zu rechnen, im Szenario mittel mit 137 Mio. CHF und im Sze-

nario hoch mit 454 Mio. CHF jährlich.  

Abbildung 22: Aufteilung des Umsatzwachstums in direkte und indirekte Wertschöpfung sowie in 

Opportunitätskosten, in Mio. CHF 

Quelle: Berechnungen BASS 

7.2 Rechtssicherheit und Attraktivität Finanzplatz 

Nicht sämtliche Wirkungen lassen sich quantifizieren. So handelt es sich bei der Attraktivität des Finanz-

platzes Schweiz und der Rechtssicherheit zwar um Faktoren, welche den Erfolg der Regulierung massge-

blich mitbestimmen. Allerdings handelt es sich hierbei um «weiche Faktoren», welche sich nicht mittels 

eines einzigen quantitativen Indikators exakt beziffern lassen. Oftmals schlagen sich diese Grössen erst 

mittel- oder langfristig in einem messbaren Erfolg/Misserfolg nieder, welcher wiederum von zahlreichen 

anderen Einflüssen überlagert wird. Für eine Beurteilung kommt erschwerend hinzu, dass insbesondere 

die Standortattraktivität nicht nur von den Rahmenbedingungen innerhalb der Schweiz, sondern auch von 

denjenigen des Auslands abhängt. Es handelt sich bei den im Wirkungsmodell aufgenommenen nicht-

quantifizierbaren Effekten dennoch um zentrale Erfolgsfaktoren, weshalb diese nachfolgend qualitativ 

besprochen werden.  

7.2.1 Rechtssicherheit 

Abbildung 18 auf Seite 55 gibt die Einschätzung der Stakeholder wieder, welche Auswirkungen die Ein-

führung eines Schweizer Trusts für die Rechtssicherheit mit sich bringen könnte. Wir haben darauf auf-

bauend den Anteil der Antworten zusammengezählt, welche das Regelungsmodell des Schweizer Trusts 

gegenüber einem typischen ausländischen Trust als etwas «rechtssicherer» (besser) oder deutlich «rechts-
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sicherer» (schlechter) einschätzen und davon diejenigen Anteile abgezogen, welche den Schweizer Trust 

(gemäss geprüftem Regelungsmodell) deutlich oder etwas «rechtsunsicherer» (schlechter) finden (vgl. 

Abbildung 23). Die Differenz ermöglicht eine summarische Einschätzung, ob mithilfe des Schweizer Ve-

hikels die Rechtssicherheit für die Rechtssuchenden verbessert werden kann oder nicht. 

Interessanterweise fällt die Beurteilung bezüglich der Rechtssicherheit je nach Stakeholder-Gruppe sehr 

unterschiedlich aus. Die Trust-Dienstleister, welche Mitglieder von SATC und/oder STEP sind und zusam-

men den Grossteil des Marktes abdecken, schätzen den Schweizer Trust bezüglich Rechtssicherheit ten-

denziell eher negativ ein.  

Abbildung 23: Beurteilung der Rechtssicherheit durch die verschiedenen Stakeholder-Gruppen, Differenz 

der Rückmeldung von Schweizer Trust ist «deutlich besser / etwas besser» gegenüber «deutlich schlechter 

/ etwas schlechter»  

Quelle: Berechnungen BASS 

Einen möglichen Grund für diese Wahrnehmung liefern uns die Rückmeldungen der Expert/innen (vgl. 

hierzu Abschnitt 8.1): Mehrere Expert/innen vertreten die Sichtweise, dass der Trust nach ausländischem 

Vorbild nicht oder nur schwierig kodifizierbar sei. Die Auswertung der Online-Befragung zeigt aber auch, 

dass die breitere Beratungsbranche, insbesondere die Banken und Vermögensverwalter, eine stärkere 

Verbesserung der Rechtssicherheit sehen. Dies mag auch daher rühren, dass Banken und Vermögensver-

walter unter Rechtssicherheit andere Aspekte subsumieren (z.B. Aufsichtspflichten) als spezialisierte Trust-

Dienstleister, welche eher den Zweck, welche ihre Klienten/innen mit dem Vehikel erzielen möchten, in 

den Vordergrund rücken dürften. 

Insgesamt ergibt sich somit kein eindeutiges Bild darüber, inwieweit durch die Einführung des Schweizer 

Trusts die Rechtssicherheit gestärkt wird. Man kann (mithilfe der Erkenntnisse aus den Expert/innen-

Gespräche) das Fazit ziehen, dass ein Schweizer Trust die heutigen Rechtsunsicherheiten teilweise zu be-

seitigen vermöchte, dafür aber neue schafft. Insgesamt gehen wir davon aus, dass je nach persönlicher 

Situation die Rechtssicherheit unterschiedlich tangiert sein wird. Als plausibles Szenario erscheint uns, dass 

sich das neue Schweizer Vehikel erst das Vertrauen der Rechtssuchenden «erarbeiten» muss. Mit zuneh-

mender Erfahrung mit dem Instrument – insbesondere auch ersten Rechtsprechungen zu kritischen Punk-

ten – dürfte auch das Vertrauen der Anbieter und Nachfrager/innen nach einem Schweizer Trust zuneh-

men. Gemäss diesem Szenario kann das Nachfragepotenzial, welches in Abschnitt 6.1 aufgezeigt wird, 

erst mittel- bis langfristig erreicht werden. Das gilt insbesondere für das Nachfragepotenzial durch 
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7.2.2 Attraktivität Finanzplatz 

In Bezug auf die heutige Attraktivität des Finanzplatzes Schweiz ist festzustellen, dass die Schweiz trotz 

der «Flurbereinigung» im letzten Jahrzehnt immer noch die wichtigste Destination für das internationale 

Vermögensverwaltungsgeschäft darstellt. Die Schweiz hat gemäss dem «Deloitte international wealth 

management centre ranking» von 2018 einen Anteil von 21% am internationalen Vermögensverwal-

tungsgeschäft. Dies seien etwa 1.84 Billionen USD. Allerdings hat die Schweiz gemäss dem Deloitte-

Bericht seit Beginn der Datenreihe (2010) einen Verlust von 7% zu verzeichnen. Wichtige Konkurrenten 

wie Grossbritannien (1.79 Bio. USD; +9%) bzw. die USA (1.48 Bio. USD; +48%) konnten hingegen ihre 

Positionen stärken. Derzeit entwickelt sich das internationale Vermögensverwaltungsgeschäft vor allem in 

Hong Kong stark (+122% seit 2010). Grosse Verluste haben hingegen Panama und die Karibik (-67%) zu 

verzeichnen (vgl. Abbildung 24).  

Abbildung 24: Verteilung des internationalen Vermögensverwaltungsgeschäfts in Bio. USD 

Hinweis: Länder-Symbole in absteigender Reihenfolge: Schweiz, Grossbritannien, USA, Hong Kong, Panama u. Karibik, Singapur, 
Luxemburg, Bahrain, Vereinigte Arabische Emirate. Andere: Österreich, Belgien, Deutschland, Guernsey, Irland, Isle of Man, Jersey, 
Liechtenstein, Monaco. 
Quelle: Deloitte international wealth management centre ranking 2018. 

In Bezug auf Finanzplätze mit Common Law und Trust-Tradition zeigt sich folglich keine einheitliche 

Marktentwicklung. Ob die Schweiz einen Teil der verlorenen Gelder der letzten zehn Jahre wieder zurück-

gewinnen kann, erscheint fraglich. Zumindest mit den USA und Grossbritannien existieren Konkurrenten, 

denen die Schweiz im Trustwesen international kaum Konkurrenz machen wird (Einschätzung der Auto-
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ren unter Berücksichtigung der Expert/innen-Rückmeldungen). Etwas anders sieht dies eventuell im Ver-

gleich zu den unter «anderen» genannten Staaten Österreich, Belgien, Deutschland, Guernsey, Irland, Isle 

of Man, Jersey, Liechtenstein und Monaco aus. Diese Staaten haben zusammen einen grösseren Marktan-

teil verloren. Es handelt sich hierbei um Staaten, die auch eine gewisse geografische Nähe zur Schweiz 

aufweisen; oftmals verfügen sie ausserdem über ein Rechtssystem, das dem hiesigen ähnlich ist. Zu den-

ken sind etwa an Stiftungsstandorte Österreich, Liechtenstein und Deutschland, deren Rechtsinstitute in 

Konkurrenz zu einem Schweizer Trust stehen dürften. Es stellt sich schliesslich die Frage, ob die Schweiz 

mit ihrer Erfahrung im internationalen Vermögensverwaltungsgeschäft und der Rechtssicherheit mit einem 

Schweizer Trust auch stärker am wachsenden Markt in Asien partizipieren könnte. Jedenfalls wurden 

solche Überlegungen von Seiten Expert/innen vereinzelt eingebracht.  

Sofern die Schweiz zu einem ernstzunehmenden Konkurrenten gegenüber Staaten werden könnte, wel-

che das Instrument des Trusts bereits kennen, könnten diese ihre «Produktepalette» anpassen (z.B. libera-

lere Ausgestaltung ihrer Vehikel) oder mit steuerlichen Massnahmen reagieren. Dadurch würde sich die 

Position der Schweiz im internationalen Standortwettbewerb wieder verschlechtern, bzw. die Positions-

gewinne infolge der Regulierungsmassnahme würden teilweise wieder zunichte gemacht. Gegenmass-

nahmen aus dem Ausland müssen sich nicht unbedingt auf das Konstrukt des Trusts bzw. Trust-nahen 

Vehikel beschränken. So könnten ausländische Staaten beispielsweise mit einer Senkung der Erbschafts- 

und Schenkungssteuern reagieren oder Doppelbesteuerungsabkommen mit der Schweiz revidieren wol-

len. Wir gehen indes nicht davon aus, dass solche Szenarien realistisch sind, soweit nicht unerwarteter-

weise die Nachfrage nach dem Schweizer Trust massiv ausfällt. Einzig das Fürstentum Liechtenstein, des-

sen Vehikel möglicherweise (soweit die Hinweise aus den Expert/innengespräche) derzeit recht interessant 

für vermögende Schweizer Klient/innen sind, könnten einen signifikanten Mittelabfluss in die Schweiz 

verzeichnen und damit versucht sein, Anpassungen an ihren Vehikeln vorzunehmen. 

Zwischenfazit 

Die Schweiz hat im internationalen Vermögensverwaltungsgeschäft die Vorreiterrolle inne, musste 

aber in den letzten Jahren Marktanteile abgeben. Inwieweit durch einen Schweizer Trust die Attrakti-

vität des Finanzplatzes Schweiz gesteigert werden könnte, bleibt offen. Sowohl die Rückmeldungen 

der Expert/innen als auch die Ergebnisse aus der Online-Befragung lassen eine tendenziell positive 

Wirkung eines des Schweizer Trusts für die Attraktivität des Finanzplatzes Schweiz erhoffen. 

Gemäss mehrheitlicher Einschätzung der Stakeholder ist er einem typischen ausländischen Trust 

ebenbürtig und würde in die Beratung eingebracht werden. Nur eine Minderheit der Befragten ist der 

Ansicht, dass die heutig existierenden Vehikel attraktiver für ihre Klient/innen sind als es das geprüfte 

Regelungsmodells des Schweizer Trusts wäre (vgl. hierzu Abbildung 14 auf S.48). Allerdings ist die 

Einschätzung in Bezug auf ausländische Klient/innen etwas weniger positiv als diejenige in Bezug auf 

Schweizer Klient/innen. 

7.3 Gesellschaft  

Die Auswirkungen auf die Gesellschaft sind hauptsächlich distributiver Art. Es ist mit zwei verschiedenen 

Verteilungseffekten zu rechnen: 

■ Nutzenzuwachs für vermögende Personen: Ein Schweizer Trust dürfte lediglich für eine sehr kleine, 

vermögende Gruppe potenziell interessant sein (weniger als 1% der Bevölkerung bei unterstelltem Rein-

vermögen von 5 Mio. CHF und mehr), für den Grossteil der Bevölkerung kommt ein solches Vehikel auf-

grund der hohen einmaligen und wiederkehrenden Kosten wohl nicht in Frage. Der primäre Nutzenzu-

wachs aus der Reform ist also sehr ungleich verteilt. Es ist aber gleichzeitig zu erwähnen, dass für die rest-
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lichen 99% der Bevölkerung keinerlei Nutzeneinbusse zu verzeichnen ist, sofern keine Steuerausfälle in-

folge von Steuerplanungsmöglichkeiten resultieren (vgl. hierzu die Erörterungen in Abschnitt 6.4.1.2).  

■ Vergrösserung der Umverteilungsmasse: Je nach Szenario ist bei den Einkommens- und Gewinn-

steuern, der Mehrwertsteuer sowie den Sozialversicherungsabgaben mit Mehreinnahmen von 4 bis 190 

Mio. CHF jährlich zu rechnen (vgl. Abschnitt 6.4.1.1). Auch nach Abzug des Aufwands für die öffentliche 

Hand (vgl. Abschnitt 6.4.2) ist mit positiven Folgen für den öffentlichen Haushalt zu rechnen. Es gibt folg-

lich mehr Mittel für den Staatshaushalt, welche allen zugutekommen können. 

Abgesehen von den erwähnten Verteilungswirkungen rechnen wir mit keinen weiteren Effekten auf die 

Gesellschaft. 

7.4 Unsicherheiten 

Neben der generellen Unsicherheit, wie sich Angebot und Nachfrage infolge Einführung eines Schweizer 

Trusts entwickeln werden (dieser Unsicherheit wird ja durch die verschiedenen Szenarien Rechnung getra-

gen), bestehen Unsicherheiten bezüglich der Auswirkungen auf Rechtssicherheit sowie in Bezug auf die 

Verteilungswirkungen. Die entsprechenden Risiken sind in den vorangegangenen Abschnitten (7.2 und 

7.3) diskutiert worden. Bedeutender erscheinen hingegen – mit Verweis auf die Einschätzung der Ex-

pert/innen – die Risiken in Bezug auf die Rechtssicherheit (vgl. Abschnitt 8.1). Als plausibles Szenario er-

scheint uns, dass sich ein neues Schweizer Vehikel erst das Vertrauen der Rechtssuchenden «erarbeiten» 

muss. Gemäss diesem Szenario kann das Nachfragepotenzial, welches in Abschnitt 6.1.3 aufgezeigt 

wird, erst mittel- bis langfristig erreicht werden. Das gilt insbesondere für das Nachfragepotenzial 

durch Nichtansässige.  

In Bezug auf die Regulierungsfolgeabschätzung offenbart sich eine grundlegende Schwierigkeit: Das vor-

geschlagene Regelungsmodell «Schweizer Trust» ist noch nicht auf Artikelebene heruntergebrochen wor-

den, d.h. noch nicht im Detail geklärt. Eine Einschätzung der Auswirkungen auf die Rechtssicherheit ist 

damit nur indikativ möglich. 

7.5 Bilanz der Auswirkungen 

Die nachfolgenden Tabellen fassen die verschiedenen quantifizierbaren Auswirkungen, welche in den 

vorangegangenen Abschnitten ausführlich diskutiert wurden, zusammen (vgl. Tabelle 16 für Kosten-

Nutzen und Tabelle 17 für die Auswirkungen auf den Staatshaushalt). An dieser Stelle wird noch einmal 

darauf hingewiesen, dass das Referenzszenario davon ausgeht, dass wenn kein Schweizer Trust eingeführt 

wird, Preise und Nachfrage unverändert bleiben. 

Der Grossteil der Trust-Dienstleister (weit mehr als 80%) geht nicht davon aus, dass ein Schweizer Trust, 

so wie er vorliegend konkretisiert wurde, zu administrativem Mehraufwand führt. Der zusätzliche Regulie-

rungsaufwand beträgt also gemäss Median-Schätzung null. Die zusätzliche Wertschöpfung und der 

Nutzen der Nachfrager/innen (Konsumentenrente) übertreffen den administrativen Aufwand für 

die kantonalen Steuerverwaltungen82 und die Regulierungskosten in allen Szenarien deutlich. Den 

jährlichen Nettonutzen der Regulierungsmassnahme schätzen wir (ohne die nicht quantifizierbaren Effek-

te) auf etwa 10 – 459 Mio. CHF ein. Die Wirtschaftlichkeit der Massnahme ist damit gegeben.  

82 Darin sind lediglich die Kosten für die kantonalen Steuerbehörden enthalten. Allfällige weitere Aufwände für die öffentliche Hand 
im Rahmen des Gesetzgebungsprozesses oder anderer Verwaltungseinheiten (z.B. Eidgenössische Steuerverwaltung, Gerichte, etc.) 
sind darin nicht enthalten.  



Auswirkungen des Regelungsmodells auf die Gesamtwirtschaft 

69

Tabelle 16: Jährliche Kosten und Nutzen infolge Einführung eines Schweizer Trusts, in Mio. CHF 

Szenario tief
(geringe Effekte)

Szenario mittel 
(mittlere Effekte)

Szenario hoch 
(grosse Effekte)

Konsumentenrente (nur Ansässige) 0 4 14

Wertschöpfung83
10 137 454

Regulierungskosten 0 0 0

Abzüglich adm. Aufwand kantonale Steuerverwaltungen 0 -2 -8

Total Nutzen netto, in Mio. CHF 10 139 459

Total Nutzen netto in % des BIP (2017) 0.00% 0.02% 0.07%

Hinweis: Einmalige Effekte wurden ohne Diskontierungssatz auf zwanzig Perioden verteilt (Annahme durchschnittliche Lebensdauer 
eines Trusts). Abweichungen wegen Rundungsdifferenzen möglich. 
Quelle: Berechnungen BASS 

Die Auswirkungen auf die nicht quantifizierbaren Aspekte «Rechtssicherheit» und «Attraktivität Fi-

nanzplatz» werden als neutral bis positiv bewertet.  

Die Auswirkungen auf den Staatshaushalt (Tabelle 17) schätzen wir ebenfalls als positiv ein (Spann-

weite der Schätzungen: ca. 4 bis 190 Mio. CHF). Von der Einführung eines Schweizer Trusts würde nur 

eine kleine, sehr vermögende Gruppe von Personen direkt profitieren. Mit den zusätzlichen fiskalischen 

Einnahmen, welche aus der Reform resultieren, könnten zumindest theoretisch, auch breitere Bevölke-

rungskreise bzw. die gesamte Bevölkerung an den Auswirkungen der Massnahme partizipieren. Risiken

ergeben sich aber auch in Bezug auf die Auswirkungen auf den Staatshaushalt, nämlich wenn sich der 

Schweizer Trust als Steuersparmöglichkeit ausweisen sollte. Damit ist allerdings lediglich zu rechnen, falls 

das in Abschnitt 5 skizzierte Regelungsmodell in Bezug auf die steuerlichen Aspekte einer Anpassung 

unterzogen würde. 

Tabelle 17: Jährliche Auswirkungen auf den Staat infolge Einführung eines Schweizer Trusts, in Mio. CHF 

Szenario tief
(geringe Effekte)

Szenario mittel 
(mittlere Effekte)

Szenario hoch 
(grosse Effekte)

Einkommenssteuer Bund, Kantone, Gemeinden 2 34 113

Mehrwertsteuer 1 8 26

AHV/IV/EO/ALV 1 15 51

Total Mehreinnahmen Staatshaushalt, in Mio. CHF 4 57 190

Hinweis: Einmalige Effekte wurden ohne Diskontierungssatz auf zwanzig Perioden verteilt (Annahme durchschnittliche Lebensdauer 
eines Trusts). Abweichungen wegen Rundungsdifferenzen möglich. 
Quelle: Berechnungen BASS 

Zwischenfazit 

Gemäss den Berechnungen würde die Einführung eines Schweizer Trusts gemäss Regelungsmodell 

(ohne die nicht quantifizierbaren Effekte) einem positiven Nutzen von CHF 10 bis 459 Mio. generie-

ren. Die Wirtschaftlichkeit der Massnahme ist somit gegeben. Für den Staatshaushalt ergäben sich 

gemäss den Schätzungen Mehreinnahmen von zwischen CHF 4 bis 190 Mio.  

83 Wie bereits in Abschnitt 7.1 ausgeführt, wird die Produzentenrente nicht separat berechnet, sondern ist Bestandteil der Wert-

schöpfung. 
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8 Alternative Regelungsmöglichkeiten 

Eine Mehrheit der in der befragten Stakeholder spricht sich für die Einführung eines Schweizer Trusts aus. 
Verschiedene Experten haben sich jedoch kritisch gegenüber dieser Idee geäussert. Die genannten Aspek-
te werden nachfolgend kurz wiedergegeben, um darauf aufbauend die oftmals von den Stakeholdern 
und Experten/innen genannte Alternative zum Schweizer Trust, die Zulassung von Familienunterhaltsstif-
tungen im Schweizer Recht, zu diskutieren. Dabei wird auch auf die Möglichkeit eingegangen, sowohl 
einen Schweizer Trust einzuführen als auch Familienunterhaltsstiftungen zuzulassen. 

8.1 Herausforderungen der Implementierung eines Trusts gemäss 
Expert/innen-Sicht 

Drei der vier Expert/innen aus der Steuer- und Rechtsberatung sind der Ansicht, dass ein Trust nach 
ausländischem Vorbild nicht oder nur schwierig kodifizierbar sei: Einerseits handle es sich um ein angel-
sächsisches Rechtsgebilde. Ein Trust als solches habe keine eigene Rechtspersönlichkeit. Das Trust-Recht 
habe sich in der Rechtsprechung (Case Law) über Jahrhunderte entwickelt. Es gebe spezielle Regeln (wie 
bspw. Fairness, was ist der Handlungsspielraum eines Trustees, auf was muss dieser achten etc.), die nur 
schwer kodifizierbar bzw. in das Schweizer Recht übertragbar seien. Eine Person hat ausserdem auf einen 
Konflikt hingewiesen, der sich bei Einführung eines Schweizer Trusts nach ausländischem Vorbild ergeben 
würde: Die dem Trust innewohnende Spaltung von Eigentum zwischen Trustee mit formellem und Be-
günstigtem mit einer wirtschaftlichen Berechtigung sei laut ZGB nicht vorgesehen. Ebenfalls haben zwei 
Expert/innen aus der Rechts- und Steuerberatung darauf hingewiesen, dass der liechtensteinische Trust 
(Treuhänderschaft) um Akzeptanz kämpfe, obwohl dieser bereits eine Tradition von mehr als 80 Jahren 
aufweisen kann (vgl. hierzu auch die Analyse in Abschnitt 3.4). Beim Liechtensteiner Trust würde zum Teil 
gar auf Rechtsanwälte aus dem Vereinigten Königreich zurückgegriffen (da diese mehr Erfahrung hätten). 
Auch bei der Einführung eines Schweizer Trusts könnte es insbesondere am Anfang Probleme im Hinblick 
auf die Rechtssicherheit geben (aufgrund der fehlenden Tradition), was der Attraktivität des Instruments 
abträglich wäre.  

Die vierte Person aus der Steuer- und Rechtsberatung hat sich hingegen für die Einführung eines Schwei-
zer Trusts ausgesprochen.  

Auf die Frage, ob es Handlungsbedarf gebe und die Schweiz das Rechtsgebilde des Trusts nach ausländi-
schem Vorbild einführen sollte, hat der Verbands-Experte verschiedene Varianten aufgezählt: 1. Umbau 
des Schweizerischen Treuhandrechts, sodass es den Vorgaben für einen Trust nach Haager Konvention 
entspricht, 2. Anpassung des Stiftungsrechts, sodass Unterhaltsstiftungen möglich sind und 3. Integration 
des Common Law-Trusts in das schweizerische Recht. Die letzte Option sei der gewagteste Schritt und der 
grösste Umbau, jedoch nicht unmöglich, da dies auch andere Länder gemacht hätten. Persönlich favorisie-
re er eine Anpassung des Stiftungsrechts (mit der Zulassung von Unterhaltsstiftungen) und parallel dazu 
die Kodifizierung der Treuhand, sodass diesem alle wichtigen Elemente eines Trusts zukommen wür-
den, wobei diese Vehikel dann nicht unbedingt Trust heissen müssten. 

Der Experte aus der Wissenschaft ist, wie die Mehrheit der Expert/innen aus der Rechts- und Steuerbe-
ratung, der Ansicht, dass es äusserst schwierig würde, in der Schweiz ein gutes Trust-Recht zu implemen-
tieren. Zwar wäre dies ein «nice to have», deutlich vorrangig wäre jedoch die Liberalisierung des Stif-
tungsrechts. Zur Komplexität der Einführung eines Schweizer Trusts trage beispielsweise auch bei, dass die 
Tragweite der weiteren Gesetzesanpassungen, die nötig wären, wahrscheinlich noch gar nicht erfasst 
sei.  

Zusammenfassend ergibt sich das folgende Bild: Vier der sechs Expert/innen sehen grosse Herausforde-
rungen/Schwierigkeiten bei einer Einführung eines Schweizer Trusts und bevorzugen eine Liberalisierung 
des Stiftungswesens. Eine weitere Person sieht ebenfalls Bedarf nach einer Anpassung des Stiftungsrechts, 
empfiehlt aber gleichzeitig eine Kodifizierung der Treuhand, was den heutigen ausländischen Trusts in der 
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Rechtswirkung sehr nahe käme und im Ergebnis dem vorliegenden Regelungsmodell eines Schweizer 
Trusts als einer Weiterentwicklung der Treuhand entsprechen dürfte. Andere Alternativen wurden von 
den Expert/innen und den im Rahmen der Online-Befragung Antwortenden wenig genannt. Wenn, dann 
handelte es sich um spezifische Einzelvorschläge (vgl. hierzu Abschnitt 4.3). 

Interessanterweise schlägt sich die Skepsis der Expert/innen gegenüber einem Schweizer Trust nicht sicht-
bar in der Online-Befragung nieder. Von denjenigen, welche einen Handlungsbedarf sehen, sind je nach 
Stakeholder-Gruppe 75% oder mehr für die Einführung eines Schweizer Trusts. Die Liberalisierung des 
Stiftungsrechts findet hingegen weniger breite Unterstützung. Lediglich von den SATC-Mitgliedern und 
der Rechtsberatung wird sie favorisiert. Zu erwähnen sei aber an dieser Stelle nochmals, dass ein Teil der 
Stakeholder überhaupt keinen Handlungsbedarf sieht und Rückschlüsse auf die Grundgesamtheit mit 
Vorsicht zu interpretieren sind (vgl. dazu auch Abschnitt 1.3). 

Zwischenfazit 

Aus den Expert/innen-Gesprächen lässt sich schlussfolgern, dass die Schaffung eines Schweizer Trusts 
mit beträchtlichen Herausforderungen verbunden wäre. Anhand der Expert/innen-Rückmeldungen 
lässt sich vermuten, dass das Rechtsbedürfnis von Inländer/innen nach einem tauglichen Nachlasspla-
nungsvehikel annäherungsweise vollständig durch eine Liberalisierung des Stiftungsrechts befriedigt 
werden könnte, sofern auch die steuerlichen Rahmenbedingungen angepasst würden (vgl. hierzu die 
nachfolgenden Abschnitte sowie auch Abschnitt 2.6.4). Bei den direkt betroffenen Stakeholdern hin-
gegen erfreut sich die Idee eines Schweizer Trusts einer grossen Beliebtheit. 

8.2 Vergleich von Schweizer Trust und Familienunterhaltsstiftung 

Für einen rechtlichen Vergleich von Trusts (nicht im Sinne des Regelungsmodells, sondern grundsätzlicher 

Art) und Familienunterhaltsstiftungen siehe Abschnitt 2.6.6. An dieser Stelle wird kurz auf ein paar Aspek-

te eingegangen, in welchen sich das geprüfte Regelungsmodell und Familienunterhaltsstiftungen unter-

scheiden und die gemäss den Erkenntnissen aus Sicht der Nachfrager/innen solcher Vehikel relevant er-

scheinen. Dieser Vergleich erhebt dementsprechend keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 

Ein wesentlicher Unterschied zwischen dem Schweizer Trust – so wie er gemäss Regelungsmodell geschaf-

fen werden könnte – und Familienunterhaltsstiftungen läge in der Flexibilität des Rechtsinstruments. Mit 

dem Schweizer Trust liessen sich gerade auch andere Zwecke als die Nachlassplanung verfolgen. Dies ist 

hier insofern relevant, als Nachlassplanung basierend auf den Expert/innen-Interviews und der Stakehol-

der-Befragung zwar ein zentrales, jedoch nicht das einzige Bedürfnis von Kund/innen im Zusammenhang 

mit Trusts und trustähnlichen Instrumenten darstellt. Im Vergleich zu den bereits in der hiesigen Gesetz-

gebung verankerten Instrumenten dürfte diese Flexibilität denn auch ein Grund sein, warum es momentan 

eine Nachfrage nach ausländischen Trusts gibt, obwohl dies mit gewissen Schwierigkeiten für die Rechts-

suchenden verbunden ist.  

Auch die Pflicht, dass privatrechtliche Stiftungen gemäss Art. 52 ZGB ins Handelsregister eingetragen 

werden müssen, sowie die Regeln für die Änderung der Stiftungsurkunde machen die Stiftung zu einem 

weniger flexiblen Instrument als einen Trust. Ausserdem sieht das Regelungsmodell gewisse Auskunfts-

rechte für die Begünstigten vor, welche die Interessen der Begünstigten besser schützen, als dies bei Stif-

tungen der Fall ist. Schlussendlich kann an dieser Stelle auch darauf hingewiesen werden, dass das Rege-

lungsmodell vorsieht, steuerrechtlich wie bisher bei ausländischen Trusts vorzugehen (d.h. basierend auf 

dem Kreisschreiben). Die teilweise vorhandene Problematik von steuerlicher Doppelbelastung, welche die 

Familienstiftung gemäss bestimmten Expert/innen unattraktiver macht, trifft dementsprechend nicht auf 

das Regelungsmodell zu. 
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8.3 Alternative Lösung: Liberalisierung Stiftungsrecht (Zulassung von 
Familienunterhaltsstiftungen) ohne oder mit paralleler Einführung 
eines Schweizer Trusts 

Gemäss Ansicht verschiedener Expert/innen könnte eine Familienunterhaltsstiftung einfacher in das heuti-

ge Schweizer Recht implementiert werden als ein Schweizer Trust. Konkret müsste vorab Art. 335 ZGB so 

angepasst werden, dass das Verbot von Familienunterhaltstiftungen entfällt, Familienunterhaltsstiftun-

gen folglich zugelassen werden. Gleichzeitig wären idealerweise die steuerlichen Rahmenbedingun-

gen anzupassen, damit eine steuerliche Doppelbelastung verhindert wird (wie in Abschnitt 2.6.4 gezeigt, 

kann es bei Familienstiftungen zu Überbesteuerungen kommen, das muss jedoch nicht der Fall sein). 

Eventuell müssten auch im Erbrecht Anpassungen vorgenommen werden (vgl. hierzu die Ausführungen in 

Abschnitt 4.3 sowie im Abschnitt 2.6.6). Auch wenn sich mit Trust und Stiftung grundsätzlich vergleichba-

re Zwecke verfolgen lassen, bleiben die Rechts- und Steuerfolgen unterschiedlich (vgl. Abschnitt 2.6.6).  

Je nach Ausgestaltung des neuen Rechtsinstituts «Trust» sind jedoch breitere Einsatzmöglichkeiten denk-

bar, als sie sich über die (Familien-)Stiftung erreichen lassen. Hinzu kommt, dass Familienstiftungen im 

Handelsregister eingetragen werden müssen, was dieses Rechtsinstrument für Klient/innen, die grossen 

Wert auf Vertraulichkeit legen, unattraktiver machen dürfte und auch die Kosten dieses Vehikels leicht 

erhöht. Gemäss Regelungsmodell ist beim Trust kein Handelsregistereintrag vorgesehen. 

Je nach persönlicher Situation der Rechtssuchenden sowie konkretem Bedürfnis kann sich ein Trust oder 

eine Familienunterhaltsstiftung als zielführender erweisen. In Bezug auf die RFA muss die Beurteilung aber 

anhand gesamtgesellschaftlich relevanter Kriterien erfolgen. Nachfolgend werden Schweizer Trust und 

Familienunterhaltsstiftung anhand der Kriterien Konsumentenrente, Wertschöpfung, Regulierungskosten, 

Aufwand Steuerverwaltungen, Rechtssicherheit, Standortattraktivität und fiskalische Auswirkungen ei-

nander gegenübergestellt. Dabei wird auch auf die Option eingegangen, sowohl einen Schweizer Trust 

einzuführen wie auch Familienunterhaltsstiftungen zuzulassen. Mangels verfügbarer quantitativer 

Angaben zur Familienunterhaltsstiftungen wird ausschliesslich ein qualitativer Vergleich basierend 

auf den im Rahmen der Arbeiten für dieses Mandat gewonnenen Erkenntnisse vorgenommen (Tabelle 

18).84

Tabelle 18: Vergleich von Schweizer Trust bzw. Unterhaltsstiftung gegenüber Status quo 

Schweizer Trust Familienunterhaltsstiftung Einführung Schweizer Trust sowie 
Zulassung Unterhaltsstiftungen

Konsumentenrente + + ++

Wertschöpfung ++ ++ ++

Regulierungskosten 0 0 0

Aufwand Steuerverwaltun-
gen - - -

Rechtssicherheit ? ++ ?

Standortattraktivität + + +

Fiskalische Auswirkungen + ? ?

Legende: ++ positiv, + schwach positiv; 0 neutral; - leicht negativ; -- negativ; ? hängt von konkreter Umsetzung ab. 
Quelle: BASS. 

■ Konsumentenrente: Grundsätzlich vermögen beide Vehikel ein bisher unbefriedigtes Bedürfnis der 

Nachfrager zu schliessen (resp. dieses lässt sich kostengünstiger befriedigen). Es ist aber letztlich unklar, 

84 Der Bewertung der Familienunterhaltsstiftung liegen keine Schätzungen/Berechnungen zu Grunde, sondern sie gibt die Einschät-

zung der Autoren auf Basis der gewonnenen Erkenntnisse wieder. 
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ob der Schweizer Trust oder die Familienunterhaltsstiftungen für die Rechtssuchenden einen höheren 

Nutzen stiften. Für die Familienunterhaltsstiftung spricht, dass diese den inländischen Rechtssuchenden 

insgesamt vertrauter ist. Gegen die Familienstiftung ist einzuwenden, dass Errichtungs- (unter anderem 

Handelsregistereintrag) und wiederkehrende Kosten (u.a. Stiftungsorgan) tendenziell eher etwas höher 

sein dürften als beim Trust und damit teurer im Unterhalt. Das schmälert tendenziell den Nutzen des Ve-

hikels. Einfluss auf das Gesamturteil der Nachfragenden hat schliesslich auch die Besteuerung. Werden 

beide Vehikel eingeführt resp. zugelassen, hätten Nachfrager eine grössere Auswahl an Instrumenten, was 

die Konsumentenrente insgesamt stärker erhöhen dürfte als die Einführung lediglich nur eines Vehikels. 

■ Wertschöpfung: Bei beiden Vehikeln ist mit einem Wertschöpfungszuwachs in ähnlichem Umfang zu 

rechnen. Bei Einführung dieser beiden Instrumente dürfte der gesamte Wertschöpfungszuwachs eher 

höher ausfallen. Dies rührt daher, dass mit der Einführung eines Trusts ein Instrument zur Verfügung ge-

stellt wird, das ein internationales Publikum interessieren dürfte, und die Zulassung der Familienunter-

haltsstiftung eher Inländer/innen anspricht (sowie Personen, welche mit dem Institut der Stiftung vertraut 

sind). 

■ Regulierungskosten: Die Regulierungskosten dürften sowohl beim Schweizer Trust (im Vergleich zum 

heutigen ausländischen Trust) als auch bei der Familienunterhaltsstiftung (im Vergleich zur heutigen Fami-

lienstiftung) gegenüber heute nicht zunehmen. Gleiches trifft auch auf die Kombination dieser beiden 

Vehikel zu. 

■ Aufwand Steuerverwaltungen: Wie beim Schweizer Trust dürfte auch bei der Familienunterhaltsstif-

tung der Aufwand für die Behörden überschaubar sein, was auch auf die Kombination beider Instrumente 

zutrifft. 

■ Rechtssicherheit: Aufgrund der Ausführungen der Expert/innen lässt sich schlussfolgern, dass sich die 

Rechtssicherheit gegenüber heute (d.h. Rückgriff auf ausländischen Trust) mit einer Schweizer Familienun-

terhaltsstiftung stärker verbessern würde als mit einem Schweizer Trust. Es wird teilweise skeptisch beur-

teilt, inwieweit ein Schweizer Trust, welcher sich am angelsächsischen Common Law orientiert, in unsere 

Rechtssystematik übertragen werden kann. Für eine abschliessende Beurteilung bezüglich der Rechtssi-

cherheit eines Schweizer Trusts ist es jedoch – wie dargelegt – zu früh, da dies von der konkreten Umset-

zung abhängt. Anzumerken ist jedoch, dass diesem Aspekt im Regelungsmodell dadurch Rechnung ge-

tragen wird, dass es bewusst kein Common Law rezipiert, sondern auf bestehenden Instrumenten des 

Schweizer Rechts aufbaut, was die Risiken im Hinblick auf die Rechtssicherheit reduziert. 

■ Standortattraktivität: Die relative Attraktivität des Finanzplatzes Schweiz gegenüber dem Ausland 

dürfte mit der Einführung eines Schweizer Trusts zunehmen, sofern die mit der Rechtssicherheit zusam-

menhängenden Punkte geklärt werden können. Dieses Instrument orientiert sich an einem globalen Publi-

kum, die Schweizer Familienstiftung jedoch hauptsächlich an einem heimischen Publikum und (Nachbar-

)Länder mit ähnlichem Rechtssystem. Würden beide Instrumente eingeführt, dürfte sowohl für ein interna-

tionales Publikum wie auch Personen, welche mit unserem Stiftungssystem vertraut sind, ein Instrument 

zur Verfügung stehen, welches attraktiv für sie ist. Beim Schweizer Trust gibt es noch gewisse Unklarhei-

ten bezüglich der Rechtssicherheit, wodurch momentan nur eine schwach positive Wirkung bezüglich 

Standortattraktivität vermutet werden kann. 

■ Fiskalische Auswirkungen: Durch die steigende Wertschöpfung ist mit einem Zuwachs bei Einkom-

mens-, Gewinn-, Vermögens-, Kapital- und Mehrwertsteuer zu rechnen. Aufgrund der transparenten 

Besteuerung sollte der Schweizer Trust zu keinen nennenswerten Mehreinnahmen bei den Erbschafts- 

und Schenkungssteuereinnahmen führen. Anders sieht dies bei der Familienstiftung aus. Falls keine An-

passungen erfolgen, bleibt es in vielen Fällen (abhängig vom kantonalen Erbschafts- und Schenkungssteu-
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errecht) weiterhin bei einer Doppelbelastung. Die zu erwartenden Auswirkungen bei der Kombination 

beider Vehikel lassen sich aufgrund der Unabwägbarkeiten bei der Besteuerung von Familienunterhalts-

stiftungen zum jetzigen Zeitpunkt nicht abschliessend bewerten. 

Zwischenfazit 
Die Liberalisierung des Stiftungsrechts (Zulassung von Familienunterhaltsstiftungen), idealerweise mit 

Anpassung der steuerlichen Rahmenbedingungen, dürfte ähnliche Auswirkungen mit sich bringen wie 

die Schaffung eines Schweizer Trusts. Unterschiede ergeben sich bei der Attraktivität für die unter-

schiedlichen Zielgruppen, die Flexibilität, sowie den steuerlichen Folgen. Die Einführung beider Instru-

mente dürfte insgesamt positive Auswirkungen haben. 
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9 Zweckmässigkeit im Vollzug 

Aufgrund der Rückmeldungen des Grossteils der Stakeholder, welche nicht mit zusätzlichen Regulierungs-

kosten rechnen (vgl. hierzu Abschnitt 6.2.3), ist davon auszugehen, dass sich auch aufseiten des Vollzugs 

kein grösserer Aufwand infolge Einführung eines Schweizer Trusts ergibt. Die Rückmeldungen der kanto-

nalen Steuerverwaltungen deuten ebenfalls darauf hin, dass der Aufwand für den Vollzug überschaubar 

bleibt (vgl. Abschnitt 6.4.2). 

Hilfreich für einen effizienten Ablauf des Steuervollzugs ist, wenn durch entsprechende Regelungen auf 

Stufe Gesetz oder Kreisschreiben die steuerliche Behandlung des Schweizer Trusts detailliert und klar ge-

regelt ist. Im optimalen Fall erübrigt sich durch das Gesetz bzw. das Kreisschreiben in den meisten Fällen 

ein Steuerruling. Diese sind für Steuerpflichtige teuer (vgl. Abbildung 9) und verursachen auch beim 

Vollzug einen gewissen Mehraufwand. Wichtig erscheint es, dass Gesetz / Kreisschreiben neben den drei 

Sprachen Deutsch, Französisch und Italienisch auch in englischer Sprache zur Verfügung gestellt wird. 

Je nach Kanton kann ein gewisser Zusatzaufwand für die Umstellung der IT anfallen (die Rückmeldungen 

hierzu waren uneinheitlich). Auch die Steuerdeklarationsformulare müssen ggf. angepasst werden. All 

dies erfordert eine gewisse Vorlaufzeit, weshalb der Gesetzgeber für die Einführung des Schweizer Vehi-

kels eine Umstellungszeit (1-2 Jahre nach Publikation Verordnung / Kreisschreiben) vorsehen sollte. 
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10 Fazit 

Die Nutzung von Trusts ist heute auch in der Schweiz eine Realität. Dieses Vehikel wird sowohl von Nicht-

ansässigen als auch von in der Schweiz wohnhaften Personen genutzt. Durch die staatsvertraglich veran-

kerte Anerkennung ausländischer Trusts wurde ausländisches Recht quasi spätestens seit 2007 systema-

tisch in die Schweiz «importiert». Dies kann sowohl zu einer Zurückdrängung nationaler Bestimmungen 

führen als auch Rechtsunsicherheiten mit sich bringen, denn die Anwendung des jeweiligen Rechts – in 

der Regel Common Law – kann zu Schwierigkeiten im Schweizer Rechtssystem führen. Die Beratung kann 

aufgrund der Komplexität der Vehikel und der erforderlichen Kenntnisse von ausländischem Recht nur von 

spezialisierten Fachpersonen erbracht werden. Oftmals sind nicht nur in der Schweiz, sondern auch im 

jeweiligen Staat, nach dessen Recht der Trust aufgesetzt wird, Personen in die Beratung involviert (z.B. 

Trustees). Entsprechend sind Aufsetzen und Unterhalt eines Trusts teuer. Er lohnt sich erst ab einem grös-

seren eingebrachten Vermögen von etwa 2-3 Mio. CHF. Der Trust wird daher derzeit nur von sehr weni-

gen, vermögenden Personen nachgefragt. 

Damit Regulierungen keinen Selbstzweck erfüllen, sondern ein Regulierungsversagen beheben, stellt sich 

die Frage, ob Handlungsbedarf besteht. Gemäss der Rückmeldung der Expert/innen und den Erkenntnis-

sen aus der Stakeholder-Befragung fehlt es im Bereich der Nachlass- und Vermögensplanung an einem 

tauglichen einheimischen Rechtsgefäss. Die befragten Stakeholder sprechen sich mehrheitlich für die Ein-

führung eines Schweizer Trusts aus und zwar stärker als für die Zulassung von Unterhaltsstiftungen. Die 

Mehrheit der befragten Expert/innen ist angesichts der mit der Schaffung eines Schweizer Trusts verbun-

denen Schwierigkeiten jedoch skeptischer und favorisiert die Zulassung von Unterhaltsstiftungen. Da es 

bei Stiftungen zu einer steuerlichen Überbelastung kommen kann, würden idealerweise auch die steuerli-

chen Rahmenbedingungen angepasst. Grundsätzlich gibt es dementsprechend drei Optionen: 1. Einfüh-

rung eines Schweizer Trusts, 2. Liberalisierung des Stiftungsrechts mit Anpassung den steuerlichen Rah-

menbedingungen und 3. Einführung eines Schweizer Trusts in Kombination mit der Zulassung von Unter-

haltsstiftungen. 

Auf Basis der quantitativen Kosten-Nutzen-Analyse ist ein Schweizer Trust als positiv zu beurteilen. Die 

zusätzliche Wertschöpfung und der Nutzen der Nachfrager/innen (Konsumentenrente) übertreffen den 

administrativen Aufwand für die kantonalen Steuerverwaltungen und die Regulierungskosten in allen drei 

Szenarien deutlich. Im mittleren Szenario, das aus Sicht der Autoren am plausibelsten erscheint, schät-

zen wir den Nettonutzen (ohne die nicht quantifizierbaren Effekte) mittel- bis langfristig auf rund 139 

Mio. CHF. Die Wirtschaftlichkeit der Massnahme wäre damit gegeben. Wichtig ist an dieser Stelle darauf 

hinzuweisen, dass aufgrund der Unsicherheiten (z.B. im Hinblick darauf, wie sich die Nachfrage tatsächlich 

entwickeln wird) mit verschiedenen Szenarien gerechnet wurde, in welchen sich bedeutende Unterschiede 

zeigen. Dies ist unter anderem auch eine Konsequenz der Annahmen: Im Szenario tief verändert sich der 

Markt kaum (keine Nachfrage von Nichtansässigen), während im Szenario hoch dank tiefen Kosten der 

Markt für den Schweizer Trust stark wächst.  

Das Gesamtpotenzial der Nachfrage nach Trusts und ähnlichen Instrumenten in letzterem Szenario ergibt 

sich, wenn die Erkenntnisse aus der Literatur aus verschiedenen angelsächsischen Ländern auf die Schweiz 

übertragen werden. Dabei dürfte es sich um eine absolute, sehr optimistische Obergrenze handeln. Als 

Orientierung kann aber auch das Fürstentum Liechtenstein dienen: Per 2017 gab es in Liechtenstein etwa 

22‘000 Trusts, Stiftungen und trustähnliche Institute. Zum Vergleich: Im mittleren Szenario rechnen wir 

mit einem Nachfragewachstum von 8‘100 Trust(nahen)-Vehikeln.  

Mit der von den befragten Expert/innen favorisierten Anpassung von Art. 335 ZGB und der Zulassung von 

Familienunterhaltsstiftungen könnte das Regulierungsversagen zumindest teilweise ebenfalls behoben 
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werden. Um eine allfällige steuerliche Doppelbelastung zu vermeiden, würden idealerweise auch die steu-

erlichen Rahmenbedingungen angepasst, um das Institut der Stiftung im Hinblick auf diesen Aspekt at-

traktiver zu machen.  

Eine «Kombinationslösung» könnte darin bestehen, sowohl einen Schweizer Trust einzuführen als 

auch Familienunterhaltsstiftungen zuzulassen (mit entsprechenden Anpassungen der steuerlichen 

Rahmenbedingungen). Auch diese «Vollvariante» ist in Bezug auf eine qualitative Kosten-Nutzen-Analyse, 

welche die Autoren auf Basis der gewonnenen Erkenntnisse durchgeführt haben, als positiv zu beurteilen. 

Mit beiden Instrumenten liesse sich das Regulierungsversagen wohl vollumfänglich beheben. Ein Schwei-

zer Trust wird vor allem ein internationales Publikum ansprechen, während sich die Familienunterhaltsstif-

tung vor allem für Inländer bzw. mit dem Institut der Stiftung vertraute Personen anbieten dürfte. 

Abschliessend ist festzuhalten, dass die Standortattraktivität der Schweiz jedenfalls davon profitieren dürf-

te, wenn das einheimische Recht das Bedürfnis nach einem tauglichen Rechtsgefäss für die Nachlass- und 

Vermögensplanung zu befriedigen vermag.  
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A 1 Rechtsanalyse im Detail 

A 1.1 Überblick über die verschiedenen Trusttypen  

Beim Trust handelt es sich, wie bereits erwähnt, um ein äusserst flexibles Rechtsgefäss, das zu Lebzeiten 

oder von Todes wegen errichtet, das rechtsgeschäftlich sowie von Rechts oder von Gesetzes wegen 

entstehen kann und mit dem sich mannigfache Zwecke verfolgen lassen.  

A 1.1.1 Errichtungszeitpunkt: Living Trust versus Testamentary Trust 

Je nach Zeitpunkt der Trusterrichtung wird zwischen Living Trust und Testamentary Trust unterschieden. 

Während der Settlor ersteren zu Lebzeiten errichtet, entsteht der Testamentary Trust mittels einer letztwil-

ligen Verfügung.85

A 1.1.2 Errichtungsformen: Express Trust, Implied Trust, Constructive 
Trust, Statutory Trust, Sham trust 

Ein Trust kann auf verschiedene Weise entstehen – unterschieden wird etwa wie folgt:86

■ Express Trust: Hierbei handelt es sich um einen vom Settlor willentlich (intentionally/deliberately) und 

i.d.R. schriftlich errichteten Trust. Diese Trustform dürfte die am meisten verbreitete sein. 

■ Implied Trust: Unter dem Implied Trust wird ein Trust verstanden, der durch konkludentes Handeln 

entsteht (auch Trust by Operation of Law genannt). Diese Trustart wird oft als Oberbegriff für die resulting 

und constructive trusts verwendet. 

a.  Resulting trust: Das Trustrecht knüpft an gewisse Verhaltensweisen eine widerlegbare Vemutung, 

dass ein Trust errichtet werden soll. Trusts, die aufgrund einer solchen Vermutung entstehen, wer-

den als Resulting Trusts bezeichnet.  

b.  Constructive Trust: Constructive Trusts sind Trusts, die nicht rechtsgeschäftlich entstehen. Trust-

regeln werden auf bestehende Rechtsverhältnisse vielmehr analog aus Billigkeitsüberlegungen an-

gewandt. Es geht mithin um eine analoge Anwendung des Trustrechts. Eine der wichtigsten An-

wendungsfälle sind die sog. fiduciary relationships, d.h. Rechtsverhältnisse, die durch ein besonde-

res Treueverhältnis geprägt sind.87

■ Statutory Trust: Als Statutory Trusts werden Trusts bezeichnet, die unmittelbar von Gesetzes wegen 

entstehen. Dies ist etwa der Fall bei der Nachlassverwaltung, der Willensvollstreckung, der Vormundschaft 

sowie der Verwaltung einer Konkursmasse. 

Hinzuweisen ist weiter auf den sog. Sham Trust, bei dem es sich um einen fiktiven Trust handelt. Hier 

hatte der Settlor gar nie die Absicht, einen (eigentlichen) Trust zu errichten. Er begibt sich zwar formell 

des Trustvermögens zugunsten der Beneficiaries, behält sich faktisch aber sämtliche Rechte daran vor. Ein 

Sham Trust wird nicht als Trust anerkannt.88

85 BOGERT, Chapter 1, § 1. 
86 GUTZWILLER, N 21 ff.; vgl. auch SORROSAL, REPRAX 2002, S. 54 ff.; SEILER, S. 21 ff.; UNDERHILL AND HAYTON, S. 71. Vgl. auch Botschaft 
zum HTÜ, BBl 2006 551 ff., 557 f. 
87 Vgl. dazu ausführlich Botschaft zum HTÜ, BBl 2006 551 ff., 558. 
88 GUTZWILLER, N 28. 
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A 1.1.3 Begünstigungsordnung beim Express Trust: Discretionary versus 
Fixed Interest Trust 

Der Settlor kann eine feste Begünstigungsordnung aufstellen (Fixed Interest Trust) oder die Ausschüt-

tungen dem Ermessen des Trustees anheimstellen (Discretionary Trust). Beim Fixed Interest Trust (auch: 

Mandatory Trust) steht dem Trustee kein Ermessensspielraum zu.89 Der Settlor hat dem Trustee vielmehr 

vorgegeben, wie und an wen er Ausschüttungen vorzunehmen hat. Dies hat zur Folge, dass die Beneficia-

ries über rechtlich durchsetzbare Ansprüche verfügen. Ihre Stellung erscheint nutzniessungsähnlich. 

Demgegenüber kann es auch ins Ermessen des Trustees gestellt werden, wann und/oder an wen er aus 

einer Gruppe von Beneficiaries Ausschüttungen tätigt.90 Die Beneficiaries verfügen in diesem Fall über 

keine festen Rechtsansprüche; ihre Berechtigung ist anwartschaftlicher Natur. Häufig setzt der Settlor 

einen Letter of Wishes zuhanden des Trustees auf, in welchem er unverbindlich seine Vorstellungen über 

die Verwendung des Trustvermögens äussert. Nicht selten wird ausserdem ein Protektor bestimmt und in 

der Trusturkunde vorgesehen, welche Entscheide des Trustees der vorherigen Zustimmung des Protektors 

bedürfen.  

Allgemein ist zwischen den Erträgen des Trustvermögens (income) und dem Trustvermögen selbst (capital) 

zu unterscheiden. Die Ansprüche der Begünstigten können – je nach Ausgestaltung des Trusts – nur auf 

die Erträgnisse gehen oder auch das Vermögen umfassen. 

A 1.1.4 Endgültigkeit der Vermögensentäusserung beim Express Trust: 
Revocable versus Irrevocable Trust 

Ein Trust kann widerruflich oder unwiderruflich ausgestaltet werden. Beim widerruflichen Trust (Revocable 

Trust) kann der Settlor von sich aus, d.h. ohne Zustimmung des Trustees oder eines interessierten Dritten, 

den Trust widerrufen oder umgestalten. Der Beneficiary eines Revocable Trusts erwirbt ein auflösend be-

dingtes Recht.91 Jedoch wirkt der Widerruf in der Regel nicht ex tunc, sodass bereits vollzogene Ausschüt-

tungen nicht zurückzuerstatten sind.92 Beim Tod des Settlors wird aus einem Revocable ein Irrevocable 

Trust.93

Beim unwiderruflichen Trust (Irrevocable Trust) begibt sich der Settlor endgültig seiner Eigentumsrechte an 

den auf den Trust übertragenen Vermögenswerten.94

A 1.1.5 Zwecksetzungen beim Express Trust: Private Trust, Charitable 
Trust, Business Trust 

Der Trust lässt sich – wie gesagt – unterschiedlichen Zwecken zuführen. Über den Private Trust wird die 

Begünstigung bestimmter oder bestimmbarer Personen (Beneficiaries) angestrebt.95 In der Praxis sind dies 

häufig Familienangehörige. Insoweit ist der Ausdruck Family Trust gebräuchlich. Der Private Trust dient 

häufig der Vermögens- und/oder Nachlassplanung. Über den Trust lässt sich eine Vermögensseparierung 

89 BOGERT, Chapter 27, § 552; BSK IPRG-VOGT/PANNATIER KESSLER, Vor Art. 149a-e N 58; VOGT NEDIM PETER, Vermögensperpetuierung, 
S. 179. 
90 HERZOG, S. 46; BSK IPRG-VOGT/PANNATIER KESSLER, Vor Art. 149a-e N 51 ff. 
91 DANON, S. 32. 
92 DANON, S. 31 ff.; HAYTON, S. 135. 
93 BOGERT, Chapter 49, § 1061 Introduction; BSK IPRG-VOGT/PANNATIER KESSLER, Vor Art. 149a-e N 67. 
94 BOGERT, Chapter 14, § 234; BSK IPRG-VOGT/PANNATIER KESSLER, Vor Art. 149a-e N 62; VOGT, Vermögensperpetuierung, S. 179 f.  
95 BOGERT, Chapter 1, § 1. 
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erreichen und damit verbunden der Schutz des Trustvermögens zugunsten der Begünstigten (Asset Pro-

tection).  

Beim Charitable Trust wird das Vermögen nicht zugunsten einzelner Personen eingesetzt, sondern einem 

gemeinnützigen Zweck (Charitable Purpose) zugeführt.96

Der Business Trust wird dazu eingesetzt, Wirtschaftstransaktionen zu vereinfachen oder wirtschaftliche 

Ziele zu verfolgen.97 Der Business Trust tritt in derart verschiedenen Ausprägungen auf, dass sich eine 

gesonderte Darstellung aufdrängt. Er erfreut sich im internationalen Wirtschaftsverkehr grosser Beliebt-

heit; in den USA werden offenbar 90% des Trustvermögens über Business Trusts gehalten und nur 10% 

über Private Trusts.98

A 1.2 Business Trust im Besonderen 

Business Trusts können unterschiedlichen Zwecken dienen, im Vordergrund stehen die folgenden:99

■ Mutual Fund Trusts: Hierbei handelt es sich um Vehikel zur kollektiven Kapitalanlage, die in den USA 

besonders beliebt sind in Form der Real Estate Investment Trusts (REIT).  

■ Securitization Trusts: Unter Securitization oder Verbriefung wird in aller Regel die Umwandlung von 

nicht liquiden Finanzaktiva in liquide Wertpapiere verstanden. Dies geschieht mittels Special Purpose Vehi-

kels (SPV), wobei Securitization Trusts als solche fungieren. Aktiven eines Unternehmens wie z.B. Konsu-

mentenkredite, Kreditkartenforderungen oder Hypothekarforderungen werden in einem Pool zusammen-

gefasst und anschliessend an das SPV veräussert. Der Kaufpreis für die erworbenen Aktiven wird vom SPV 

dadurch refinanziert, dass es Wertpapiere, meist Beteiligungsrechte oder Forderungspapiere auf dem 

Kapitalmarkt emittiert, wobei die übertragenen Aktiven als Sicherheit für diese Papiere dienen. 

■ Debenture Trusts: Dieser Trust dient den kollektiven Interessen der Anleihensgläubiger, die der Trus-

tee gebündelt wahren kann. Dabei geht es insbesondere um die Verzinsungs- und Rückzahlungspflichten 

des Schuldners. 

■ Pension Fund Trusts: Im anglo-amerikanischen Raum werden für die berufliche Vorsorge vornehmlich 

Trusts eingesetzt. Das hat für Arbeitgeber und Arbeitnehmer offenbar steuerliche Vorzüge (Abzug für 

Arbeitgeber und Versteuerung bei Arbeitnehmer erst bei Ausschüttung). Ein weiterer Vorteil liegt darin, 

dass es sich um ein Sondervermögen handelt (bei Konkurs des Arbeitgebers). 

■ Voting Trusts: Der Voting Trust dient als Kontrollmittel in Familienunternehmen. Es werden Aktien auf 

den Trustee übertragen, welcher die Dividenden weiterleitet, das Stimmrecht aber selbst ausübt. 

Zum Trust anstelle der sich regelmässig auch anbietenden Gesellschaftsform wird vor allem wegen der 

grossen Flexibilität dieses Rechtsgefässes gegriffen. Hinzu kommen steuerliche Vorzüge (keine Doppelbe-

lastung, da der Trust kein Steuersubjekt ist). Als weitere Vorteile werden die besonders geschützte 

Rechtsposition der Beneficiaries – zufolge der Sondervermögensqualität – sowie die spezifischen Treue- 

und Sorgfaltspflichten des Trustees hervorgehoben.100

96 Vgl. dazu auch SORROSAL, REPRAX 2002, S. 58 f. 
97 ARTER/PETRI, ST 2004, S. 513 ff., S. 514.  
98 ARTER/PETRI, ST 2004, S. 513 m.w.H. 
99 Vgl. ARTER/PETRI, ST 2004, S. 515 ff. 
100 Vgl. zum Ganzen ARTER/PETRI, ST 2004, S. 514 f. Fraglich ist, inwieweit sich die letztgenannten Vorteile nicht auch über die Gesell-
schaftsform erreichen lassen. 
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A 1.3  Weitere Alternativen zum Trust 

A. 1.3.1 Nacherbeneinsetzung 

Grundsätzliches 

Bei der Nacherbschaft (oder beim Nachvermächtnis) setzt der Erblasser zwei Personen zeitlich gestaffelt als 

Erben ein (vgl. Art. 488 ZGB), wobei die vorberufene Person volle Eigentümerstellung innehat, während 

dem Nacherben vor dem Nacherbfall erst eine Anwartschaft auf die Erbschaft zusteht. Eingesetzt werden 

darf nur ein Nacherbe, woraus ein Verbot der wiederholten Nacherbeneinsetzung resultiert. Zu beachten 

gilt, dass der Vorerbe während der Schwebezeit zwar Eigentümer der Erbschaft ist, wegen der Ausliefe-

rungspflicht wirtschaftlich aber einem Nutzniesser gleichgestellt wird (vgl. Art. 491 ZGB). Ihn trifft grund-

sätzlich eine Sicherstellungspflicht (Art. 490 ZGB). Was Kosten und Nutzen anbelangt, so gelten die Rege-

lungen über die Nutzniessung. Der Vorerbe darf – unter Wahrung der Substanz – grundsätzlich die Früch-

te und andere Nutzungen aus der Erbschaft ziehen. Beide Erbfälle betreffen den gleichen Nachlass, Vorer-

be und Nacherbe sind Erben desselben Erblassers. Die Erbenstellung des Vorerben ist auflösend (resolutiv) 

bedingt, während die Erbenstellung des Nacherben aufschiebend (suspensiv) bedingt ist. Erlebt der Nach-

erbe den Nacherbfall nicht, «so verbleibt die Erbschaft, wenn der Erblasser nicht anders verfügt hat, dem 

Vorerben» (Art. 492 Abs. 2 ZGB); erlebt der Vorerbe den Voranfall nicht, so fällt die Erbschaft den Nach-

erben an (Art. 492 Abs. 3 ZGB).  

Die Nacherbeneinsetzung ist in zeitlicher Hinsicht nicht beschränkt, obschon mit dem Verbot der mehrfa-

chen Nacherbeneinsetzung zwecks Unterbindung feudalistischer Strukturen offenbar genau dies erreicht 

werden sollte. Von einem Grossteil der Lehre wird daher vertreten, dass mit Blick auf vergleichbare 

Rechtsinstitute wie die Nutzniessung (Art. 749 Abs. 2 ZGB) oder das Baurecht (Art. 779l ZGB) von einer 

Maximalfrist von 100 Jahren auszugehen sei. 

Besteuerung 

Der Erbe resp. Vorerbe tritt die Steuernachfolge des Erblassers an, d.h. er tritt in seine steuerlichen Rechte 

und Pflichten ein. Das ererbte Vermögen und Erträge darauf unterliegen fortan bei ihm der Vermögens- 

und Einkommenssteuer. Beim Ableben des Vorerben tritt der Nacherbe in die steuerlichen Rechte und 

Pflichten des (ersten) Erblassers ein. 

Der erbrechtliche Übergang vom Erblasser an den Vorerben stellt auf kantonaler Ebene einen erbschafts-

steuerpflichtigen Vorgang dar, ebenso der Übergang vom Vorerben auf den Nacherben (wobei der Nach-

erbe ebenfalls als Erbe des Erblassers anzusehen ist). In familiären Verhältnissen, wenn Vor- und Nacher-

ben Nachkommen des Erblassers sind, bleiben Erbschaftssteuerfolgen damit regelmässig aus.  

Alternative zum Private Trust? 

Die Nacherbschaft ermöglicht eine einmalige Nacherbeneinsetzung, jedoch keine mehrfache. Auf die 

Zeitdimension kommt es – anders als beim Trust – grundsätzlich nicht an. An sich geht es um eine zeitli-

che gestaffelte «Weiterreichung» der Erbschaft und – anders als beim Trust – nicht um die Schaffung 

eines Sondervermögens (ein solches entsteht nicht), an dem die Begünstigten nach den Vorstellungen des 

Erblassers berechtigt wären. Die Nacherbschaft ist zivilrechtlich eng abgesteckt, insbesondere auch was 

die Rechtsstellung von Vorerbe und Nacherbe anbelangt. Es liegt auf der Hand, dass die Nacherbschaft 

einem Private Trust nicht vergleichbar ist. Unterschiede und Gemeinsamkeiten der beiden Rechtsinstitute 

sind in Tabelle 19 zusammengefasst. 
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Tabelle 19: Eigenschaften der Rechtsinstitute Trust und Nacherbeneinsetzung 

Trust Nacherbeneinsetzung (Nachver-
mächtnis)

Rechtspersönlichkeit nein nein

Begründung einseitiger Errichtungsakt (zu Lebzeiten 
oder von Todes wegen)

einseitig von Todes wegen oder im Rah-
men eines Erbvertrags

Vermögensentäusserung vorübergehend oder endgültig mit Tod endgültig

Widerruflichkeit ja/nein -

Sondervermögen ja nein

Rechte der Begünstigten Anwartschaft/Rechtsanspruch Anwartschaft (Nacherbe)

Zeitliche Beschränkung ja umstritten, wohl ja

Rechtliche Einschränkungen Sham Trust Verbot der wiederholten Nacherbenein-
setzung

Besteuerung Kein Steuersubjekt (Zuordnung abhängig von 
Ausgestaltung)

Kein Steuersubjekt (Zuordnung an Vorer-
ben)

Quelle: Eigene Darstellung 

A 1.3.3 Schenkung unter Lebenden oder Verfügung von Todes 
wegen unter Auflage 

Schenkungen unter Lebenden und Verfügungen von Todes wegen lassen sich mit Auflagen verbinden, 

wonach der Begünstigte das hingegebene Vermögen und/oder dessen Ertrag an die Auflagenbegünstig-

ten weiterzuleiten hat.  

Grundsätzliches 

Schenkungen sind Verträge und erfordern die Zustimmung des Beschenkten. Bei einer Schenkung unter 

Auflage gemäss Art. 245 Abs. 1 OR wird der Beschenkte zu einer Leistung an den Schenker oder an einen 

Dritten verpflichtet. Durch die Auflage darf der «Charakter der Unentgeltlichkeit» jedoch nicht verloren 

gehen. Der Beschenkte muss bereichert werden. Eine angenommene Auflage ist rechtsverbindlich und 

kann vom Schenker (nicht aber von den Auflagenbegünstigten) eingeklagt werden (Art. 246 Abs. 1 OR); 

bei Nichtausführung der Auflage kann er die Schenkung widerrufen. Ein Weisungsrecht hat er aber nicht. 

Den Auflagebegünstigten kommen eigene Rechte nur zu, wenn sich dies aus dem Sinn der Auflage 

ergibt. Schenkungen unter Auflage können sich als eigentliche Zweckschenkungen präsentieren, nämlich 

wenn der Beschenkte das Empfangene zu einem bestimmten eigenen Zweck zu verwenden hat. Solche 

Zweckschenkungen lassen unselbständige Stiftungen entstehen.  

Verfügungen von Todes wegen lassen sich ebenfalls mit einer Auflage verbinden (vgl. Art. 482 ZGB). De-

ren Vollziehung darf, sobald die Verfügung zur Ausführung gelangt ist, von jedermann verlangt werden, 

der an ihr ein Interesse hat, namentlich von den Begünstigten. Wird mittels einer Verfügung von Todes 

wegen unter Auflage ein bestimmter Zweck verfolgt, so lässt diese ebenfalls eine unselbständige Stiftung 

entstehen. Eine zeitliche Begrenzung der Auflagedauer findet sich im Gesetz nicht. Das Bundesgericht hat 

für Auflagen in Verfügungen von Todes wegen einmal festgehalten, dass diese auf zwei Generationen, 

also im Normalfall auf 50-70 Jahre begrenzt sein sollen (BGE 87 II 355, E. 2b unter Verweisung namentlich 

auf Art. 488 ZGB).  

Besteuerung 

Die unentgeltliche Übertragung von Vermögenswerten auf den Begünstigten zeitigt Schenkungs- oder 

Erbschaftssteuerfolgen. Die Auflage vermindert jedoch den Verkehrswert der empfangenen Vermögens-

werte. Die Erfüllung der Auflage dürfte steuerlich abermals als Schenkung bzw. Zuwendung von Todes 

wegen des (ursprünglichen) Schenkers/Erblassers an die Auflagenbegünstigten zu qualifizieren sein. In 
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familiären Verhältnissen, wenn das Vermögen jeweils an Nachkommen weitergereicht wird, bleiben 

Schenkungssteuerfolgen somit regelmässig aus. 

Alternative zum Private Trust? 

Die mit der Schenkung unter Lebenden oder Verfügung von Todes wegen verbundene Auflage kann darin 

bestehen, regelmässige Zuwendungen an die Begünstigten z.B. aus dem Ertrag des zugewendeten Ver-

mögens zu tätigen. Anders als bei der Treuhand darf die Auflage der Zuwendung aber nicht völlig die 

Unentgeltlichkeit nehmen, was wohl heisst, dass sich der Erstbegünstigte nicht schlicht als «treuhänderi-

sche» Mittelsperson einsetzen lässt. Im Unterschied zum Trust entsteht weiter kein von der Person des 

Erstbegünstigten losgelöstes Sondervermögen; dieser wird vielmehr Eigentümer an den zugewendeten 

Vermögenswerten. Der Fortbestand des Rechtsgeschäfts bzw. die Erfüllung der Auflage hängt mithin 

davon ab, ob bzw. dass der Erstbegünstigte dazu in der Lage ist. Wird über die Auflage eine eigentliche 

Zweckzuwendung vorgenommen, so entsteht – wie gesagt – eine unselbständige Stiftung. 

Tabelle 20: Eigenschaften von Trust und «Schenkung unter Auflage» 

Trust Schenkung / Verfügung von Todes 
wegen unter Auflage

Rechtspersönlichkeit nein nein

Begründung einseitiger Errichtungsakt (zu Lebzeiten 
oder von Todes wegen)

vertragliche oder einseitige Begründung 
(Verfügung von Todes wegen)

Vermögensentäusserung vorübergehend oder endgültig grundsätzlich endgültig

Widerruflichkeit ja/nein grundsätzlich nicht

Sondervermögen ja nein

Rechte der (Auflage-)Begünstigten Anwartschaft/Rechtsanspruch Schenkung: Anwartschaft 
Verfügung von Todes wegen: Rechtsan-

spruch

Zeitliche Beschränkung ja umstritten, wohl ja

Besteuerung Kein Steuersubjekt (Zuordnung abhängig von 
Ausgestaltung)

Kein Steuersubjekt (Zuordnung Beschenk-
ten/Bedachten)

Quelle: Eigene Darstellung 
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A2 Übersicht Bedeutung Trusts im Ausland 

Tabelle 21: Wirtschaftliche Bedeutung der Trusts im internationalen Verhältnis 

Land Jahr Währung Art der Trusts Anzahl 
Trusts 

Anzahl 
Trusts je 
1000 
Einwoh-
ner 

Durch-
schn. im 
Trust 
gehalte-
ne Ver-
mögen 

bezahl-
te 
Steu-
ern je 
Trust 

Verwaltete 
Vermögens-
werte in Trusts 
/ Privatvermö-
gen 

Verwaltete 
Vermö-
genswerte 
in Trusts / 
BIP 

Bemerkungen Quelle

Kanada 2015 Kanadische 
Dollar
(CAD)

Testamentary, Personal, 
Alter Ego, Specified, Joint 
Spousal or Common-law 
Partner, Spousal or Com-
mon-law Partner, Deemed 
Resident,Unit, Communal 
Organization, Mutual 
Fund/SIFT, Employee Bene-
fit Plan, Insurance Segre-
gated Fund, Employee, 
Non-profit Organization, 
Master/Employee Life and 
Health/Nuclear Fuel Waste 
Act/Real Estate Investment, 
RRSP/RRIF/RESP/RDSP/ 
TFSA, Environmental Quali-
ty Act, Health & Welfare, 
Lifetime Benefit, Hepatitis 
C and Indian Residential 
School 

250'000 7.0 22'318 - Es handelt sich dabei nur um Trusts, die bis 
Dezember 2017 die Einkommenssteuererklärun-
gen eingereicht haben (gemäss Angaben auf der 
Webseite fehlen die Angaben von etwa 20'000 
Trust, welche das Formular nicht ausgefüllt ha-
ben) 
- Trusts von Personen, die nicht in Kanada woh-
nen (oder neu hergezogen sind) können bis zu 5 
Jahre steuerbefreit sein 
- Bezahlte Steuern: "Total amount of tax payable 
before refundable tax credits, such as the Capital 
Gains Refund", es enthält Bundes- und Provinz-
steuern mit Ausnahme von Quebec 

Canada Revue Agency 
(https://www.canada.ca
/en/revenue-
agen-
cy/programs/about-
canada-revenue-
agency-cra/income-
statistics-gst-hst-
statistics/t3-trust-
statistics/trust-
statistical-tables-2011-
2015-tax-years.html) 

USA 2016 US Dollar
(USD)

? 700'000 2.2 38'724 - Estate and Trust Income Tax werden gemeinsam 
ausgewiesen 
- Das sind die Nettosteuereinnahmen (d.h. abzüg-
lich Rückerstattungen) 
- Nur Estate and Trust Income Tax 
- A priori sieht es so aus, dass Trusts nur dann das 
Form 1041 ausfüllen müssen, wenn sie mehr als 
$600 in Einkommen haben oder der Trust einen 
nicht in den USA lebenden Ausländer als Benefi-
ciary hat 
- Es konnten keine Zahlen zu Vermögenssteuern 
gefunden werden 

IRS 
(https://www.irs.gov/sta
tistics/soi-tax-stats-
collections-and-
refunds-by-type-of-tax-
irs-data-book-table-1) 

USA 1994 US Dollar
(USD)

- Business Trusts (pensions 
trusts, mutual fund trusts, 
asset securitization trusts, 
trust-indentured corporate 

? Business 
Trusts: 
159% 
Private 

Autor schreibt, dass es sich dabei um eine Unter-
schätzung handelt, da z.B. Vermögen, welche 
von nicht-institutionellen Trustees verwaltet 
werden, nicht inkludiert sind 

Langbein 1997
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Land Jahr Währung Art der Trusts Anzahl 
Trusts 

Anzahl 
Trusts je 
1000 
Einwoh-
ner 

Durch-
schn. im 
Trust 
gehalte-
ne Ver-
mögen 

bezahl-
te 
Steu-
ern je 
Trust 

Verwaltete 
Vermögens-
werte in Trusts 
/ Privatvermö-
gen 

Verwaltete 
Vermö-
genswerte 
in Trusts / 
BIP 

Bemerkungen Quelle

and municipal debt), Per-
sonal Trusts (discretionary 
und nondiscretionary trust 
assets) 

Trusts: 9%

Grossbritan-
nien 

2015
-16

Pounds (£) - Interest in possession (IIP) 
trusts, Discretion-
ary/accumulation trusts 

158'500 2.4 8'770 - Nur Trusts, die ein "Full Self Assessment" aus-
füllen müssen 
- Steuerdaten:Addition aus Einkommens- und 
Kapitalertragssteuern (unter others werden neben 
charitable trusts auch z.B. estates und etc. aufge-
führt, ist hier auch inkludiert) 

HM Revenue & Cus-
toms 
(https://www.gov.uk/go
vernment/statistics/trust
s-statistics-january-
2017) 

Australien 2015
-16

Australi-
sche Dollar

Discretionary trust-main 
source from service-
management, Discretionary 
trust-main source from 
trading, Discretionary trust-
main source from invest-
ment. Deceased estate, 
Cash management unit 
trust, Public unit trust-
listed, Public unit trust-
unlisted, Fixed unit trust, 
Other fixed trust, Hybrid 
trust, Special Disability 
Trust, Other 

845'925 36.4 4'039'603 200% - Es wurden nur Daten basierend auf "Trust 
income tax returns" berücksichtigt, die bis 31 
Oktober 2017 bearbeitet wurden 

Australian Taxation 
Office 
(https://data.gov.au/dat
aset/taxation-statistics-
2015-
16/resource/a297ba25-
bf5f-43a7-98a4-
47547318cce9) 

Neuseeland 2001 Neuseelän-
dische 
Dollar

Nur Family Trusts 217'200 56.0 132'178 22% - Daten basierend auf dem 2001 Household 
Savings Survey 
- Antworten basieren auf Personen, die Settlor 
dieser Family Trusts sind 
- Anzahl Trusts entspricht der totalen Anzahl an 
Trusts (in der Befragung konnten Personen auch 
angeben, ob sie mehr als einen Trust haben) 
- Zahlen sind mit Vorsicht zu geniessen, da nicht 
alle Angaben zu den Assets machen konnten 

Retirement Commission 
und Statistics New 
Zealand (2002): The net 
worth of New Zea-
landers: a report on 
their assets and debts 

Quelle: vgl. letzte Tabellenspalte; eigene Berechnungen



A3 Befragte Expert/innen und Interviewleitfaden 

91

A3 Befragte Expert/innen und Interviewleitfaden 

Befragte Expert/innen 
Bereich Vorname Name Funktion

Rechts-/Steuerberatung 

Dr. Natalie Peter 
Vorstandsmitglied STEP, Rechtsanwältin und 
Partnerin bei Blum&Grob 

Dr. Harold Grüninger Rechtsanwalt und Partner bei Homburger

Dr. Thomas Sprecher Rechtsanwalt und Partner bei Niederer Kraft Frey

Prof. Dr. h.c. Paolo Bernasconi 
Rechtsanwalt, ehemaliger Tessiner Staatsanwalt, 
Titularprofessor, ehemaliger Professor/Dozent an 
verschiedenen Universitäten 

Wissenschaft Prof. Dr. Dominique Jakob 

Professor für Privatrecht an der Universität Zürich, 
hat das «Zentrums für Stiftungsrecht» an der 
Universität Zürich sowie den «Zürcher Stiftungs-
rechtstag» ins Leben gerufen, Gründer der Kanzlei 
Jakob Studen Partner 

Verbände Alexandre von Heeren 
Vorstandsvorsitzender der SATC
Rechtsanwalt, Managing Partner und Präsident des 
Verwaltungsrates bei Mandaris AG 

NGO Bruno Gurtner 

Ehemaliger Präsident des Global Board of Direc-
tors, Tax Justice Network und bis 2008 Verant-
wortlicher des Programms „Internationale Finanz-
fragen“ bei Alliance Sud 

Verwaltung Philipp Moos 
Abteilungsleiter Steuerveranlagung natürliche 
Personen, Stv. Leiter der Steuerverwaltung, Kanton 
Zug 

Interviewleitfaden 
Das Postulat 15.3098 der Fraktion FDP-Liberale verlangt, eine mögliche Einführung des Rechtsinstituts des 
Trusts ins schweizerische Privatrecht sowie eine Anpassung des anwendbaren Steuerrechts zu prüfen. Das 
Bundesamt für Justiz, das Staatssekretariat für internationale Finanzfragen und das Staatssekretariat für 
Wirtschaft haben daher die BASS AG beauftragt, eine Regulierungsfolgenabschätzung zur Einführung 
eines Rechtsinstituts des Trusts durchzuführen. 

Allgemeine Fragen  
1. Könnten Sie zunächst kurz schildern, in welchem Zusammenhang und wie oft Sie sich mit dem 

Rechtsinstitut des (ausländischen) Trusts oder ähnlichen Vehikeln (Stiftungen, Schweizer Treuhand, 
weitere) beschäftigt haben? 

2. Wer sind die hauptsächlichen Nachfrager von Trust(nahen)-Dienstleistungen? (Privathaushalte, Un-
ternehmen; spezifische Gruppen wie Selbständigerwerbende oder KMU-Inhaber?) 

3. Welches sind die hauptsächlichen Bedürfnisse der Nachfrager?  
Bitte bewerten Sie jeweils auf einer Skala von null (unwichtig) bis 5 (sehr wichtig): 
> Nachlassplanung 
> Vermögensanlage und -verwaltung 
> Vermögenssicherung 
> Vertraulichkeit 
> Steueroptimierung 
> Gemeinnützige Zwecke 
> weitere (bitte nennen) 

4. Bietet das schweizerische Recht heute genügend Möglichkeiten, diese Bedürfnisse abzudecken?  

> Falls ja: Über welche Rechtsinstitute (Stiftungen, Treuhand, weitere) wird das jeweilige wichtige 
Bedürfnis abgedeckt? 
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> Falls nicht: Weshalb nicht? Wo liegt das Problem? Finden sich geeignetere Lösungen im Ausland 
(z.B. Trusts)? 

5. Wird regelmässig auf ausländische Trusts zurückgegriffen, um die Bedürfnisse der Nachfrage abzu-
decken? Auf welche Art von Trusts? 

6. Ergeben sich daraus für die Rechtssuchenden Schwierigkeiten und falls ja, welche? 

7. Sind Sie der Meinung, dass die Schweiz das Rechtsgebilde des Trusts nach ausländischem Vorbild 
einführen sollte? Weshalb sehen Sie Handlungsbedarf/weshalb nicht? Was sollte das Ziel einer ent-
sprechenden Reform sein? 

8. Falls kein Schweizer Trust eingeführt wird, besteht sonstiger Anpassungsbedarf im schweizerischen 
Recht? 

9. Falls ein Schweizer Trust eingeführt werden soll, für welche zentralen Zwecke soll sich dieses Vehikel 
einsetzen lassen können?  

> Stichwort: Vermögensverwaltungstrust, Familientrust, gemeinnütziger Trust, Business-Trust, etc. 

10. Wären aus Ihrer Sicht mit der Einführung eines Trusts neben dem Zivilrecht weitere Rechtsanpassun-
gen notwendig? 

> Falls Anpassungen notwendig: Welche wären dies und warum (z.B. Steuerrecht)? Inwiefern wären 

Anpassungen im Schiedsrecht notwendig? 

Markteinschätzung  
11. Wie bedeutend ist der weltweite Markt für Trustdienstleistungen? (Anteil am weltweiten Privat-

vermögen) 
12. Wie schätzen Sie den schweizerischen Markt für Trustdienstleistungen (nach internationalem 

Recht) und Dienstleistungen zu ähnlichen Konstrukten (nach schweizerischem Recht) ein?  
> Welches Kundensegment (Altersgruppe, Familienkonstellation, Vermögenssituation, Erwerbssitua-

tion, Wohnort Inland/Ausland etc.)? 
> Durchschnittliches Vermögen, welches in entsprechende Konstrukte eingelegt wird? 
> Durchschnittlicher jährlicher Ertrag aus Beratungsleistungen, Gebühren etc. je Kunde? 

13. Welcher Anteil dieses schweizerischen Markts entfällt auf:
1. Schweizer/innen, welche Rechtsinstitute nach schweizerischem Recht (Treuhand, Stiftungen, etc.) 

nachfragen? 
2. Schweizer/innen, welche Rechtsinstitute nach ausländischem Recht (Trusts, etc.) nachfragen? 
3. Ausländer/innen, welche Rechtsinstitute nach schweizerischem Recht nachfragen?  

Zur Gruppe 1 – Wie hoch wäre das Marktpotenzial falls ein Schweizer Trust eingeführt würde? 
> Vermögen, ab welchem ein Schweizer Trust grundsätzlich in Frage kommt (potenzielle Zielgrup-

pe)? 
> Anteil dieser potenziellen Zielgruppe, für welche ein Schweizer Trust effektiv ein Bedürfnis decken 

würde?  
> Hinweis: Bitte nennen Sie uns bei Ihrer Einschätzung zum Marktpotenzial die von Ihnen getroffe-

nen wichtigen Annahmen (Definition Trust, steuerliche Behandlung, weitere wichtige Elemente). 

Zur Gruppe 2 – Würde bei Einführung eines schweizerischen Vehikels ein Grossteil repatriiert bzw. 
in ein schweizerisches Vehikel eingelegt werden?  

Zur Gruppe 3 – Wie schätzen Sie das Marktpotenzial durch Nichtansässige für die schweizerische 
Beratungsindustrie ein für den Fall, dass ein Schweizer Trust eingeführt würde? 
> Bitte grobe Prozentangaben; Ein Vergleich zum inländischen Markt kann als Hilfsmittel dienlich 

sein (z.B. Marktpotenzial durch Nichtansässige doppelt so hoch wie inländisches Marktpotenzial, 
d.h. bei ähnlichem Vermögen sind rund 2/3 der Kundschaft Nichtansässige)
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14. Was bedeutet die Einführung eines Schweizer Trusts für die bestehenden Rechtsinstrumente (Stif-
tung, Schweizer Treuhand)? Bleiben diese für bestimmte Bedürfnisse interessant (falls ja, für welche), 
oder werden sie grösstenteils obsolet? 

Auswirkungen auf die Anbieter von Trust(nahen)-Dienstleistungen  
15. Welche Branchen wären Ihrer Meinung nach am stärksten durch die Einführung von Schweizer 

Trusts betroffen? (Vermögensverwaltung, Privatbanken, Grossbanken, Versicherungen, Rechtsbera-
tung, Steuer- und Treuhandbüros, weitere)? 

16. Welcher Lohn/welches Honorar lässt sich mit der Beratung und Vermittlung eines ausländischen 
Trusts in der Schweiz bzw. einer Stiftung/Treuhand nach schweizerischem Recht heute durchschnitt-
lich erzielen?  

17. Hätte die Einführung eines Schweizer Trusts Auswirkungen auf den Wettbewerb (verstärkte Konkur-
renz, neue Beratungsdienstleistungen)? Wer gehört zu den Gewinnern/Verlierern? 

18. Inwiefern wären Ihre persönlichen Tätigkeiten/ Ihr Geschäftsbetrieb von der Einführung eines 
Schweizer Trusts betroffen? 

19. Rechnen sie damit, dass die Einführung mit staatlichen Vorgaben (sog. Handlungspflichten) verbun-
den wären? Falls ja, mit welchen? Welche Kosten würden diese Vorgaben mit sich bringen? 

20. Wäre die Einführung mit weiteren Kosten für Ihren Geschäftsbetrieb verbunden?  
> Investitionskosten/Sachkosten: Technische Infrastruktur, Anpassung Produktepalette, etc. 
> Personalkosten: Weiterbildungskosten, Suchkosten neues/anderes Personal, Lohnkosten durch 

neues/anderes Personal)  

21. Hätte die Einführung eines Schweizer Trusts weitere Auswirkungen auf Ihr Geschäftsmodell? Welche 
(Chancen/Risiken/Herausforderungen)? 

Staat  
22. Falls ein Schweizer Trust eingeführt werden soll, wie schätzen Sie den Regelungsaufwand ein?  

> Umschreiben Sie zuerst die Ihrer Meinung nach notwendigen rechtlichen Anpassungen (evtl. als 
Minimalvariante und Maximalvariante). Bitte leiten Sie davon ausgehend den Regelungsaufwand 
ab. 

23. Welches sind die steuerrechtlichen und fiskalischen Auswirkungen im Falle der Einführung eines 
Schweizer Trusts? 
> Wir erwarten keine Quantifizierung von Ihnen, möchten aber gerne eine qualitative Beschreibung 

zu den aus ihrer Sicht relevantesten Aspekte (z.B. Wirkungen auf Vermögenssteuer, Erbschafts-
/Nachlasssteuern, etc.) 

24. Welche Auswirkungen ergeben sich für den Steuervollzug? (Aufwand für Veranlagung und Prüfung)  
> Bitte vergleichen Sie den Aufwand, welcher der Steuerbehörde für die Veranlagung eines Steuer-

pflichtigen entsteht, welcher Begünstigter eines ausländischen Trusts ist, mit demjenigen für die 
Veranlagung eines Steuerpflichtigen, welcher Begünstigter eines schweizerischen Trusts wäre. 

> Falls Ihnen kein direkter Vergleich möglich erscheint: Wie hoch ist der Aufwand für die Veranla-
gung eines Steuerpflichtigen mit Stiftungsvermögen im Vergleich zu jenem für die Veranlagung 
eines Steuerpflichtigen mit einem ausländischen Trust? 

25. Welche Anpassungskosten entstehen für die Steuerbehörden, falls ein Trust nach Schweizer Recht 
eingeführt würde (Personalkosten, Software, Weiterbildung, etc.)?  

26. Müssten Massnahmen ergriffen werden, damit Schweizer Trusts nicht für Steuerhinterzie-
hung/Geldwäscherei/Terrorismusfinanzierung missbraucht würden (Aufsicht, Register, etc.)? Was für 
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Kosten würden diese Massnahmen für die öffentliche Hand generieren (einmalig und wiederkeh-
rend)?  

> Hinweis: Falls keine Quantifizierung möglich ist, bitte qualitativ beschreiben. 

27. Sehen Sie weitere Chancen/Herausforderungen/Risiken, die die Einführung eines schweizerischen 

Trusts für die öffentliche Hand mit sich bringen würde? 

Ausland 
28. Welches sind die aus Ihrer Sicht die wichtigsten Trust-Konkurrenzvehikel im Ausland bzw. die wich-

tigsten Trust-Destinationen?  

29. Aus welchen Gründen sind diese Destinationen attraktiv? (Rechtssicherheit, Besteuerung, etc.)? 

30. Wie ändert sich bei Einführung eines Schweizer Trusts die Standortattraktivität im Vergleich zu den 
wichtigsten Trust-Destinationen? Bezüglich welcher Aspekte könnte die Schweiz punkten, wo würde 
sie weiterhin unattraktiv bleiben? (Rechtssicherheit, Finanzplatz, Besteuerung, etc.) 

31. Erwarten Sie, dass diese Trust-Destinationen auf die Einführung des Trusts in der Schweiz reagieren? 
Falls ja, wie? 

32. Erwarten Sie Reaktionen von internationalen Organisationen wie der OECD? Weshalb/weshalb nicht? 

Herzlichen Dank für Ihre Mitarbeit! 
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A4 Stakeholder-Gruppen und Online-Befragung 

Stichprobe 

Im Rahmen dieses Mandats wurde neben den Expert/innen-Interviews eine Online-Befragung durchge-

führt. Dazu wurden folgende Stakeholdergruppen identifiziert, welche für Trusts besonders relevant sind: 

Rechtsberater/innen, Vermögensverwalter/innen, Banken sowie Mitglieder der Vereine STEP (Society of 

Trust and Estate Practitioners) und SATC (Swiss Association of Trust Companies). Die letzten drei Stake-

holdergruppen wurden per E-Mail zur Teilnahme an der Online-Befragung eingeladen, bei ersteren zwei 

wurde eine Stichprobe brieflich angeschrieben.  

■ STEP: Für die Kontaktierung der STEP-Mitglieder wurden wir von Vorsitzenden verschiedener Centres 

(Zürich), weiterer Mitglieder der STEP Federation (Genf und Lausanne) und des Vereins unterstützt. Diese 

haben die Einladung zur Erhebung jeweils an ihre Mitglieder geschickt.  

■ Rechtsberatung: Die Stichprobe der Rechtsberatung wurde folgendermassen gebildet: Basierend auf 

einem Ranking der Top Anwaltskanzleien der Schweiz 2018 der Zeitschrift «Bilanz»101 wurden zuerst die-

jenigen Kanzleien identifiziert, die in den Bereichen Erb- und Nachlassrecht, Steuerrecht sowie internatio-

nalem Recht tätig sind. Für die Stichprobe wurden schlussendlich diejenigen 14 Kanzleien ausgewählt, 

welche in mindestens zwei der oben genannten Bereiche einen Schwerpunkt haben sowie elf weitere, die 

in einem dieser Bereiche tätig sind. Ergänzt wurde diese Stichprobe mit 25 weiteren Kanzleien, die Mit-

glieder des Schweizerischen Anwaltsverbands und in (mindestens) einem der folgenden Bereichen tätig 

sind: Internationales Privatrecht, Steuern natürliche Personen sowie Erb- und Nachlassrecht.102

■ Vermögensverwaltung: Die Stichprobe der Gruppe der Vermögensverwaltungen wurde mithilfe der 

Webseite des Verbands Schweizerischer Vermögensverwalte (VSV)103 gebildet. Es wurden sämtliche Fir-

men herausgesucht, die mindestens eine der folgende Dienstleistungen anbieten: Domizilierung, Family 

Office und/oder Nachlassplanung/-bearbeitung. Insgesamt handelte es sich dabei um 52 Firmen.  

■ Banken: Für die Stichprobe der Banken wurden elf Banken unterschiedlicher Grösse angefragt. Alle 

Banken weisen ein ausgeprägtes Vermögensverwaltungsgeschäft auf. 

Tabelle 22 führt zusammenfassend die Kennzahlen der Feldstatistik auf.  

Tabelle 22: Feldstatistik der Online-Erhebung 

Rechtsberatung Vermögensverwaltung Banken SATC STEP

Angefragt 50 52 11 31 1432

Komplette Fragebogen 18 14 6 14 104

Response Rate 36.00% 26.92% 54.54% 45.16% 7.26%

Quelle: Berechnungen BASS 

Im Laufe der Feldphase wurde das Forschungsteam von einem Befragten auf einen Event der Fachgruppe 

Erbrecht des Zürcher Anwaltsverbands aufmerksam gemacht. Diese Person hat sich dazu bereit erklärt, 

den Link zur Befragung unter den Teilnehmenden des Events zu verteilen. Insgesamt konnten so sechs 

weitere Personen zur Teilnahme an der Befragung gewonnen werden, welche bei den Auswertungen den 

jeweiligen Stakeholdern zugeordnet wurden.  

101 Vgl.https://www.bilanz.ch/unternehmen/die-top-anwaltskanzleien-der-schweiz-2018#, Stand 01.02.2019 
102 Diese wurden mittels der Suchmaske auf der Webseite des Schweizerischen Anwaltsverbands ausgewählt, siehe 
https://www.sav-fsa.ch/de/anwaltssuche.html, Stand 14.02.2019 
103 Vgl. https://www.vsv-asg.ch/de/mitgliedersuche, Stand 14.02.2019 
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Bemerkungen zur Interpretation der Resultate 

Die Ausführungen oben illustrieren, dass es sich bei keiner der Stakeholdergruppen um eine klassische 

Zufallsstichprobe handelt. Des Weiteren ist anzunehmen, dass jeweils nur diejenigen angeschriebenen 

Personen an der Erhebung teilgenommen haben, welche sich für diese Thematik interessieren. Die Ergeb-

nisse sind also nicht repräsentativ, d.h. sie lassen keine Rückschlüsse zu, wie beispielweise die Gesamtheit 

der in der Schweiz praktizierenden Anwält/innen zu diesem Thema steht. Dies war allerdings auch nicht 

das Ziel der vorliegenden Befragung. Vielmehr sollen die Erkenntnisse dazu dienen, die Regulierungsfol-

gen der Massnahme «Einführung eines Schweizer Trust» zu bemessen. Hierfür war es notwendig, spezifi-

sche Angaben der Stakeholder zu bekommen, welche sodann mittels Gewichtung auf die Gesamtschweiz 

hochgerechnet wurden.  

Fragebogen Online-Befragung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen herzlich für Ihre Bereitschaft zur Teilnahme an der Online-Befragung. Ihre Mitarbeit ist 

von zentraler Bedeutung, um die Regulierungsfolgen einer gesetzlichen Regelung von Trusts in der 

Schweiz beurteilen zu können.  

Das Ausfüllen des Fragebogens benötigt etwa 10-15 Minuten. Bei Fragen oder Unklarheiten stehen Ihnen 

Herr Roman Liesch oder Herr Mario Morger von der BASS AG gerne zur Verfügung. 

Wir bitten Sie, Ihre Aussagen basierend auf den folgenden Rahmenbedingungen zu machen:  

Die «Einführung des Rechtsinstituts Trusts104 ins schweizerische Privatrecht», wie es das Postulat 15.3098 

«Prüfung einer allfälligen gesetzlichen Regelung von Trusts» verlangt, soll mit folgenden Massnahmen 

umgesetzt werden: 

Schaffung eine Schweizer Trust im Privatrecht auf der Basis der bestehenden Treuhand 

Das nach geltendem Recht zulässige Treuhandverhältnis soll als «Trust» im Obligationenrecht kodifi-

ziert werden mit folgenden Eckwerten: 

 Gesetzliche Regelung eines Trusts im Sinne des Haager Trustübereinkommens im Obli-

gationenrecht

 Errichtung mittels Trustakt sowie Vermögenübertragung bzw. -widmung durch einen 

settlor

 Trustakt als Vertrag, Verfügung von Todes wegen oder einseitige Erklärung, wobei 

Vertrag und einseitige Erklärung schriftlich sein müssen 

 Errichtung im Interesse einer oder mehreren bestimmten Personen (beneficiaries) für eine 

bestimmte Dauer (Möglichkeit des Widerrufs durch settlors, Maximaldauer vorschlagswei-

se 60 Jahre); keine «charitable trusts» oder «purpose trusts» 

 Schaffung eines Trustvermögens als Sondervermögen des trustees mit Folgerecht und 

Aussonderung im Konkursfall 

 Regelung der Rechte und Pflichte des trustees (insb. Sorgfalts-, Rechenschafts- und Aus-

kunftspflichten) sowie Möglichkeit der Schaffung von protectors

104 Unter einem Trust wird allgemein ein Rechtsinstrument verstanden, bei dem eine oder mehrere Personen (trustee) bestimmte 
Vermögenswerte (trust fund) von einem settlor übertragen bzw. gewidmet erhalten und diese separat von ihrem persönlichen Ver-
mögen im Interesse einer oder mehrerer bestimmter Personen (beneficiaries) oder mit einem bestimmten Zweck verwalten. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20153098
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 Regelung der Rechte der beneficiaries (insb. Recht bzw. allenfalls nur Anwartschaft auf 

Auszahlungen sowie Auskunftsrechte) 

 Besondere Regelung nichtstreitiger Gerichtsbarkeit sowie schiedsgerichtlicher Zustän-

digkeit für Trustangelegenheiten 

Daneben sollen für den neuen Schweizer Trust folgende Regelungen bzw. Neuerungen gelten: 

 Nichtanwendung der Restriktionen von Art. 335 ZGB (Verbot von Familienunterhaltstif-

tungen) und von Art. 488 Abs. 2 ZGB (Verbot wiederholter Nacherbeneinsetzung) auf 

Trusts 

 Anwendung der geltenden bzw. reformierten Regelungen des Erbrechts auch auf Trust 

(Pflichtteilsregelungen, Anfechtbarkeit etc.) 

 Sicherstellung der bestehenden/zukünftigen Transparenzstandards gemäss internationa-

lem Recht (GAFI/Global Forum) 

 Pflicht der trustees zur (teilweise eingeschränkten) Buchführung und Rechnungslegung

 Anpassung und Ergänzung der geltenden Sonderregelungen für Trusts im Betreibungs- und 

Konkursrecht

 Steuerrechtliche Behandlung des Schweizer Trusts prinzipiell wie bisher ausländische 

Trusts (vgl. Kreisschreiben) 

A) Online Befragung Banken / Rechtsanwälte / Vermögensverwalter / SATC / STEP 

1. Welches sind die hauptsächlichen Bedürfnisse Ihrer Kunden/Kundinnen im Zusammenhang 
mit Trusts und trustähnlichen Instrumenten?  

Bitte bewerten Sie jeweils auf einer Skala von null (unwichtig) bis 5 (sehr wichtig): 

Zutreffendes bitte an-
kreuzen

0 (unwichtig) 1 2 3 4  5 (sehr wichtig) 

Nachlassplanung ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐

Vermögensanlage u. -
verwaltung 

☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐

Vermögenssicherung ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐

Vertraulichkeit ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐

Steueroptimierung ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐

gemeinnützige Zwecke ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐

Andere… ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐

Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Die Frage dient dazu, die Bedürfnisse abzuholen und die Ergebnisse aus der Expertengespräche zu validieren (Beschluss 
Sitzung Zwischenbericht) 
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2. Welche Rechtsinstrumente nutzen und empfehlen Sie heute aktiv in der Beratung und Be-
treuung von Kund/innen mit den genannten Bedürfnissen? 

☐ Schweizerische Stiftung 

☐ Ausländische Stiftung 

☐ Ausländischer Trust mit Schweizer Trustee 

☐ Ausländischer Trust mit ausländischem Trustee 

☐ Schweizerische Treuhand  

☐ keines dieser Instrumente 

Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Diese Frage dient dazu, das Geschäftsmodell / Schwerpunktsetzung in der Beratung der Befragten zu erfahren 

2a. Können Sie mit den vorhandenen Instrumenten des schweizerischen Rechts die Bedürfnisse 

der Klient/innen abdecken? 

☐ ja 

☐ nein 

[Falls nein:]  

2b.Was fehlt in der Schweizer Gesetzgebung? [mehrere Antworten erlaubt]

☐ Liberalisierung des Stiftungsrechts (Zulässigkeit von Unterhaltsstiftungen) 

☐ Einführung eines Schweizer Trusts (wie oben beschrieben; --> Link auf Beschreibung Regelungsmodell) 

☐ Anderes (bitte notieren): [TEXTFELD] 

INTERN: Die Frage dient dazu, die Bedürfnisse abzuholen und die Ergebnisse aus der Expertengespräche zu validieren (Beschluss 
Sitzung Zwischenbericht) 

3. Wie beurteilen Sie den Schweizer Trust – so wie er eingangs beschrieben wurde [Link auf 
Beschreibung Regelungsmodell] – gegenüber einem typischen ausländischen Trust (wie 
bspw. der britischen Kanalinseln)? 

Zutreffendes bitte 
ankreuzen

deutlich schlechter 
als ausländischer 
Trust 

etwas 
schlech-
ter 

neutral 
(wie ausl. 
Trust) 

etwas 
besser  

deutlich 
besser als 
ausl. Trust 

Rechtssicherheit ☐ ☐ ☐ ☐ ☐

steuerliche Attraktivität ☐ ☐ ☐ ☐ ☐

Vertraulichkeit ☐ ☐ ☐ ☐ ☐

administrativer Aufwand ☐ ☐ ☐ ☐ ☐

Flexibilität ☐ ☐ ☐ ☐ ☐

Insgesamt ☐ ☐ ☐ ☐ ☐

Bemerkungen: ___________________________________ 
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INTERN: Die Frage dient dazu, qualitativ die wichtigen Impacts zu erschliessen. Der Vergleichsmassstab ist der ausländische Trust. Nur 
falls der Schweizer Trust insgesamt nicht schlechter abschneidet als der ausländische Trust ist davon auszugehen, dass er auch nach-
gefragt wird. 

4. Würden Sie Ihren ausländischen / Schweizer Klienten/Klientinnen einen solchen Schweizer 
Trustempfehlen? 

Zutreffendes bitte ankreuzen (max. 1) ausländische 
Klient/innen 

Schweizer 
Klient/innen

Nein, die ausländischen Trusts sind attraktiver für meine Klien-
ten/Klientinnen 

☐ ☐

Nein, es gibt ausländische Stiftungen, die attraktiver für meine Klien-
ten/Klientinnen sind 

☐ ☐

Evtl., aber der Schweizer Trust wird nur ein Produkt unter vielen ande-
ren sein 

☐ ☐

Ja, ich würde den Schweizer Trust regelmässig in die Beratung einbrin-
gen 

☐ ☐

Auf jeden Fall, der Schweizer Trust macht die ausländischen Trusts und 
Stiftungen mehr oder weniger überflüssig 

☐ ☐

Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Die Frage dient dazu, abschätzen zu können, inwieweit das neue Produkt überzeugen kann und damit auch effektiv in der 
Beratung eingesetzt würde 

5. Wie hoch ist der Anteil Ihrer ausserhalb der Schweiz wohnhaften Klienten/Klientinnen 
(Nichtansässige)? 

Ihre Schätzung: _____________% 

Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Die Frage dient dazu (in Kombination mit den Antworten aus den anderen Fragen), abschätzen zu können, welches Markt-
potenzial auf Nichtansässige und welches auf Ansässige entfällt. 
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6. Ein zentraler Aspekt der Regulierungsfolgenabschätzung ist es, die volkswirtschaftliche Be-
deutung zu bemessen. Wir würden gerne von Ihnen erfahren, welche Trust(nahen)-
Dienstleistungen Sie heute anbieten und welche Gebühren / Beratungstarife / Provisionen 
etc. Sie dafür pro Klient/Klientin in etwa verrechnen können (grobe Schätzung).  

Hinweis: Falls Ihnen das Ausfüllen Schwierigkeiten bereitet, können Sie sich darauf beschränken, ent-
weder der Arbeitsaufwand in Stunden oder den Erlös in CHF anzugeben. 

wird ange-
boten (zu-
treffendes 
ankreuzen) 

Arbeitsaufwand (inkl. 
Sekretariat und wei-
teres involviertes 
internes Personal) in 
Stunden je Kunde 

Umsatz in 
CHF je 
Kunde 

Einmalige Dienstleistungen 

Beratung in Zusammenhang mit Trusts / Stif-
tungen (z.B. Nachlassplanung, Aufzeigen 
steuerlicher Folgen, Empfehlung, welches 
ausländische Recht gewählt werden soll, etc.) 

☐

Aufsetzen von Trusts / Stiftungen und dazu 
gehörigen Reglemente / Statuten 

☐

Einholen von Steuerrulings und anderen steu-
erlichen Vorabklärungen mit Steuerbehörde 

☐

Erfüllung von administrativen Aufgaben im 
Auftrag des Klienten (z.B. Einreichung von 
Dokumenten bei Behörden)  

☐

Jährlich wiederkehrende Dienstleistungen 

Vermögensverwaltung von im Trust / in Stif-
tungen gelegenen Werten 

☐

Erfüllung von administrativen Aufgaben im 
Auftrag des Klienten (z.B. Buchführungspflich-
ten / Revisionspflichten, etc.)  

☐

Tätigkeit als Trustee / Stiftungsorgan ☐

Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Zentrale Frage! Damit soll die Wertschöpfung, welche in der trustnahen Beratungsindustrie erzielt wird bzw. erzielt werden 
kann, approximiert werden. (Dient als Berechnungsgrundlage zur Bestimmung der zusätzlichen Wertschöpfung  
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7. Wäre die Einführung eines Schweizer Trusts mit administrativem Mehraufwand für Ihren 
Geschäftsbetrieb verbunden? Oder fällt der nachfolgende Aufwand für Sie sowieso an, un-
abhängig von der Einführung eines Schweizer Trusts? 

☐ keine neuen Kosten, Aufwand fällt schon jetzt an / wird unabhängig von einer Einführung eines 
Schweizer Trusts anfallen. 

☐ zusätzliche Kosten 

[Falls zusätzliche Kosten]: 

Art des Aufwands bei Einfüh-
rung eines Schweizer Trusts 

zusätz-
liche 

Kosten 

einmalig 
oder jährlich 
wiederkeh-

rend

Schätzung 
der zusätzli-
chen Kosten 

in CHF
Finanzinstitutsgesetz, inkl. der auf 
2020 geplanten Neuerungen zu 
Aufsichtspflicht Trustees 

☐ ☐ einmalig 
☐ jährlich 

Compliance gegenüber Selbstregu-
lierungsorganisation 

☐ ☐ einmalig 
☐ jährlich 

automatischer Informationsaus-
tausch 

☐ ☐ einmalig 
☐ jährlich 

Unterstellung Geldwäschereigesetz ☐ ☐ einmalig 
☐ jährlich 

weitere Compliance-Vorgaben ☐ ☐ einmalig 
☐ jährlich 

Schulungs-/Weiterbildungsauf-
wand 

☐ ☐ einmalig 
☐ jährlich 

Investitionskosten / Sachkosten ☐ ☐ einmalig 
☐ jährlich 

Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Mit dieser Frage sollen die Regulierungskosten für die Wirtschaft beziffert werden. 

8. Was ist Ihre Einschätzung: Würden sich Ihr Kundensegment und Ihr Geschäftsfeld verän-

dern, wenn ein solcher Schweizer Trust eingeführt würde? [Mehrfachantworten möglich] 
☐ Es würde sich nichts oder wenig ändern 

☐ Wir würden wahrscheinlich Kunden an die Konkurrenz (andere Branche oder Berufsgruppe) verlieren 

☐ Wir würden wahrscheinlich inländische Kunden gewinnen 

☐ Wir würden wahrscheinlich ausländische Kunden gewinnen 

☐ Wir gehen davon aus, dass die Beratungsintensität abnimmt (bzw. weniger Arbeit anfällt) und unsere 

Erträge pro Klient/in sinken 

☐ Wir gehen davon aus, dass die Beratungsintensität zunimmt (bzw. mehr Arbeit anfällt) und unsere 

Erträge pro Klient/in steigen 

Ausführungen/Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Die Frage dient dazu, die Auswirkungen auf den Wettbewerb zwischen den verschiedenen Anbietern von Trust(nahen-
)Geschäften zu erschliessen.  

Und: Die Frage holt die Einschätzung bei den Anbietern ab, ob diese damit rechnen, dass sich ein neues interessantes Geschäftsmo-
dell erschliesst, oder ob sie aufgrund der evtl. zunehmenden Konkurrenz mit einem Margendruck zu kämpfen haben werden. Bei 
der Auswertung der Frage wird es insbesondere interessant sein, ob die unterschiedlichen Gruppen (Banken, Vermögensverwalter, 
Rechtsberater) die Situation unterschiedlich einschätzen. 
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9. Um hochrechnen zu können, wie stark Ihre Branche insgesamt betroffen wäre, würden wir 
gerne noch folgende Angaben von Ihnen erfahren: 

Angaben /Schätzung zu 
Anzahl Vollzeitstellen Ihrer Geschäftseinheit / Kanzlei ________ 

Anzahl Kunden/Kundinnen bzw. Klienten/Klientinnen, für welche in einem 
Jahr mindestens einmal eine Dienstleistung erbracht wird 

________ 

Anteil Klienten/Klientinnen in Ihrer Geschäftseinheit / Kanzlei, welche in 
einen Trusts / eine ausländische Stiftung involviert sind ________%

Anteil Klienten/Klientinnen, welche in eine inländische Familienstiftung 
involviert sind 

________%

Anteil aller Klient/innen, für die gemäss Ihrer Einschätzung der Schweizer 
Trust in Frage käme ________%

Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Die Frage dient dazu, die Antworten zu gewichten und eine Hochrechnung auf die gesamte Anbietergruppe vornehmen zu 
können. 

10. Ist Ihnen bekannt, wo die Klienten/Klientinnen, welche einen ausländischen Trust / eine 
ausländische Stiftung aufsetzen, das darin gebundene Kapital grösstenteils anlegen? 

☐ Fast immer in der Destination, nach dessen Recht der Trust / die Stiftung aufgesetzt wurde 

☐ Meistens entsprechend Ansässigkeit: Nichtansässige im Ausland und Ansässige in der Schweiz 

☐ Meistens in der Schweiz (sowohl Ansässige als auch Nichtansässige) 

☐ Unterschiedlich, das hängt von verschiedenen Faktoren ab 

Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Mit den Antworten auf diese Frage kann abgeschätzt werden, inwieweit der Finanzplatz Schweiz mit einem Mittelzufluss 
ausländischer Gelder rechnen kann. 

B) Online-Befragung kantonale Steuerverwaltungen 

1. Wie viele Steuerpflichtige geben in Ihrer Steuererklärung an, wirtschaftlich Berechtigter 
eines Trusts oder einer ausländischen Stiftung zu sein? 

Anzahl ___________ 

Falls Sie keine genaue Zahl angeben können, machen Sie bitte eine Schätzung: 

☐ 0-1% aller Steuerpflichtigen (natürliche Personen) 

☐ 1-3% aller Steuerpflichtigen (natürliche Personen) 

☐ 3-5% aller Steuerpflichtigen (natürliche Personen) 

☐ 5-10% aller Steuerpflichtigen (natürliche Personen) 

☐ >10% aller Steuerpflichtigen (natürliche Personen) 

Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Diese Frage dient dazu, den Markt abzuschätzen 
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2. Wie viele neue Steuerpflichtige kommen in etwa jährlich dazu (ggf. mit Anzahl Steuerru-
lings pro Jahr schätzen) 

Anzahl ___________ 

Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Diese Frage dient dazu, einerseits den Markt abzuschätzen und andererseits die Folgen für den Staat abzuschätzen 

3. Wie hoch ist das durchschnittliche Reinvermögen dieser Steuerpflichtigen?  
_____ Mio. CHF 

Falls Sie keinen genauen Betrag angeben können, machen Sie bitte eine Schätzung: 

☐<0.5 Mio. CHF 

☐ 0.5 - 1 Mio. CHF 

☐ 1-3 Mio. CHF 

☐ 3-5 Mio. CHF 

☐ 5-10 Mio. CHF 

☐ >10 Mio. CHF 

Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Diese Frage dient dazu, den Markt abzuschätzen 

4. Wie viele Familienstiftungen schweizerischen Rechts gibt es in Ihrem Kanton? 
Anzahl ____________ 

INTERN: Diese Frage dient dazu, den Markt abzuschätzen (es existieren nur öffentliche Statistiken zur Anzahl der gemeinnützigen 
Stiftungen in der Schweiz. 

5. Wie hoch ist das durchschnittliche Vermögen der Familienstiftungen in Ihrem Kanton?  
_____ Mio. CHF 

Falls Sie keinen genauen Betrag angeben können, machen Sie bitte eine Schätzung: 

☐<100‘000 CHF 

☐ 100‘000 - 250‘000 CHF 

☐ 250‘000 - 500‘000 CHF 

☐ 0.5 - 1 Mio. CHF 

☐ 1-3 Mio. CHF 

☐ 3-5 Mio. CHF 

☐ 5-10 Mio. CHF 

☐ >10 Mio. CHF 

Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Diese Frage dient dazu, den Markt abzuschätzen (es existieren nur öffentliche Statistiken zur Anzahl der gemeinnützigen 
Stiftungen in der Schweiz. 
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6. Für den Fall, dass ein Trust so wie oben beschrieben eingeführt würde: Als wie hoch schät-
zen Sie den Schulungs-/Weiterbildungsaufwand für Ihre Mitarbeitenden ein? 

Stunden einmalig pro Mitarbeiter/in: _____ 

Stunden jährlich wiederkehrend pro Mitarbeiter/in: _____ 

Anzahl Mitarbeitende mit Schulungs-/Weiterbildungsbedarf : _____ 

Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Diese Frage dient dazu, die Auswirkungen auf den Staat abzuschätzen  

7. Fällt weiterer Aufwand an? 
Aufwand in CHF für einmalige Anpassung der Besteuerungssoftware / Veranlagungssoftware, weitere 

Informatik:___________ 

weiterer Aufwand (bitte Art des Aufwands und Höhe in CHF angeben)_________________________  

Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Diese Frage dient dazu, die Auswirkungen auf den Staat abzuschätzen  

8. Angenommen, Sie haben zwei Dossiers vor sich liegen:  
 zwei vermögende Personen mit einem steuerbaren Reinvermögen von je 5 Mio. CHF  
 Nr. 1 hat ihr Vermögen in einem Schweizer Trust angelegt (so wie oben definiert) 
 Nr. 2 hat keinen Trust, aber ihr Vermögen so strukturiert, wie es typisch ist für vermögende 

Personen. 
Wie hoch ist der Mehraufwand für die Veranlagung von Nr. 1 gegenüber Nr. 2? 

☐ Es gibt keinen Mehraufwand / der Mehraufwand ist vernachlässigbar 

☐ Erstmaliger Mehraufwand in Stunden (inkl. Aufwand für Steuerruling): ______ 

☐ Mehraufwand in Stunden in den folgenden Steuerperioden: _________ 

Bemerkungen: ___________________________________ 

INTERN: Diese Frage dient dazu, die Auswirkungen auf den Staat abzuschätzen (Mehraufwand der Regulierungsmassnahme gegen-
über heute) 
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A5 Wirkungsmodell 

Um ein Verständnis darüber zu bekommen, welche Wirkungen Regulierungen bei den verschiedenen 

Akteuren und der Gesellschaft auslösen, empfiehlt es sich, ein Wirkungsmodell zu konzipieren. Ein Wir-

kungsmodell stellt folglich eine wichtige Grundlage für die (1) Identifikation der Auswirkungen und (2) 

deren anschliessenden Bewertung im Rahmen einer Kosten-Nutzen- und Verteilungsanalyse dar. 

Unser Wirkungsmodell (vgl. Abbildung 25) für die vorliegende RFA ist wie folgt aufgebaut:  

■ Es identifiziert in einem ersten Schritt die involvierten Akteure (inländische Nachfrager/innen, im Aus-

land wohnhafte Nachfrager/innen, Anbieter von Trust-nahen Dienstleistungen, öffentliche Hand, konkur-

rierende ausländische Finanzplätze sowie weitere Staaten und internationale Organisationen). 

■ In einem zweiten Schritt werden je Akteur die durch die Regulierung ausgelösten Handlungen («Akti-

vitäten») festgehalten. 

■ Die Aktivitäten lösen Wirkungen sowohl bei den Akteuren («Outcomes») als auch bei weiteren gesell-

schaftlichen Gruppen und der gesamten Gesellschaft («Impact») aus. Für die vorliegende RFA sind insbe-

sondere die Impacts relevant.105 Entsprechend liegt der Fokus des Wirkungsmodells darin, detailliert die 

verschiedenen Interrelationen aufzuzeigen.  

Das Wirkungsmodell «Einführung eines Trust(nahen)-Vehikels» identifiziert die involvierten Akteure, zeigt 

auf, wie diese in Folge der Regulierungsmassnahme reagieren und welche Wirkungen diese auf Einzelne 

(Output) und die Gesellschaft (Impact) auslösen. Die relevanten identifizierten Impacts (Hauptziele) sind 

eine Steigerung der Konsumentenrente und der Wertschöpfung. Weitere Ziele bestehen darin, die Rechts-

sicherheit zu stärken und die Attraktivität des Finanzplatzes zu erhöhen 

105 Sämtliche Hauptziele der Reform (vgl. schwarz umrandete Elemente im Wirkungsmodell) befinden sich auf Stufe Impact. 
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Abbildung 25: Wirkungsmodell 

Hinweis: Hauptwirkungen (=Ziele der Vorlage) sind schwarz umrandet. 
Quelle: Darstellung BASS

Alternative Regelung:  
Anpassung Art. 335 ZGB / 
andere für Stiftungen 
relevante Gesetzgebung

Weitere Rahmenbedingungen
(Aufsicht, Prüfung, 
Gerichtsbarkeit etc.)

Anwendung 
Transparenzstandards (GAFI, 
Global Forum) und andere 
internationale Verpflichtungen 
(AIA, Geldwäscherei, etc.)R

eg
u

lie
ru

n
g

s
-m

as
sn

ah
m

e Neues Rechtsvehikel
«Trust» im 
Obligationenrecht

Anpassung Steuerrecht / 
neues Kreisschreiben

Anpassung weitere Gesetze / 
Verordnungen etc.

A
kt

eu
re

Inländische 
Konsument/innen (priv. 

Haushalte oder 
Unternehmen)

Im Ausland wohnhafte 
Konsument/innen mit 
Bezug zum Finanzplatz 

Schweiz 

Öffentliche Hand 
(Steuerbehörden, 
Aufsichtsgremien)

Ausland: 
Konkurrierende 

Finanzplätze 
(Kanalinseln, 

Liechtenstein, etc.)

Weitere Staaten und 
internationale 

Organisationen

A
kt

iv
it

ät
en

Steuervor-
bescheid 
(«Tax Ru-
ling») u.     

-ver-
anlagung

Neue Beratungs-
leistung (Vermögens-

beratung, Rechts-
beratung, Steuer-

beratung)

Allfällige Reaktionen des Auslands
Nachfrage («Konsum») nach neuen 

Produkten/Dienstleistungen, Entfall/Ersatz bisheriger 
Produkte/Dienstleistungen

Aufsichts-
u. Prüf-
tätig-
keiten

O
ut

co
m

es
 

(R
es

ul
ta

te
 b

ei
 

A
kt

eu
re

n) Erwünschte Outcomes: Präferenzoptimierte Konsumentscheide
Unerwünschte Outcomes: Produkt wird nicht nachgefragt, d.h. 

geht an den Bedürfnissen der Konsument/innen vorbei (
«Regulierungsversagen»)

Im
p

ac
ts

 (G
es

el
ls

ch
af

tl
ic

h
e 

W
ir

ku
n

g
en

)

Steigerung der Konsumentenrente

Direkte 
Wertschöpfung 

(Beratungsentgelte, 
Vermögensverwal-

tungsgebühren, etc.)

Indirekte Wertschöpfung

Einnahmen öffentliche Hand (MWST. direkte Steuern, 
Sozialversicherungsbeiträge, Gebühren für Aufsicht u.a.)

Nicht quantifizierbarer Impact: Verbesserung der Standortattraktivität / des Finanzplatzes  Schweiz, Stärkung der Rechtssicherheit, Reputation des Finanzplatzes Schweiz

Regulierungs-
kosten

O
u

tc
o

m
es

 
(R

es
u

lt
at

e 
b

ei
 

A
kt

eu
re

n
) Erwünschte Outcomes: Präferenzoptimierte Konsumentscheide

Unerwünschte Outcomes: Produkt wird nicht nachgefragt, d.h. 
geht an den Bedürfnissen der Konsument/innen vorbei (

«Regulierungsversagen»)

Neue 
Geschäftsmöglichkeiten für 
Anbieter von Trust-nahen 

Dienstleistungen

Veränderung der 
wettbewerblichen 
Situation zwischen 
verschiedenen Anbietern 
bzw. Anbietergruppen

A
kt

eu
re Inländische 

Nachfrager/innen (priv. 
Haushalte oder 
Unternehmen)

Im Ausland wohnhafte 
Nachfrager/innen mit 

Bezug zum Finanzplatz 
Schweiz 

Anbieter / Dienstleister 
von Trust-nahen 

Produkten



A6 Kosten Nutzen Analyse 

107

A6 Kosten Nutzen Analyse 

A6.1 Überblick Kosten-Nutzen-Modell 

Eine Kosten-Nutzen-Analyse stellt ein zentrales Hilfsmittel dar, um aufzuzeigen, ob das in Abschnitt 4.4 

aufgedeckte Regulierungsversagen durch die Reformvorlage behoben bzw. deren negatives Ausmass redu-

ziert werden kann. Die Reformvorlage ist aus ökonomischer Sicht nur dann weiterzuverfolgen, wenn der 

Nutzen (bzw. die Kostenreduktion), welcher die Vorlage generiert, die Kosten (bzw. den Kostenzuwachs) 

übersteigt. Das Wirkungsmodell (vgl. Anhang A5) gibt diesbezüglich Auskunft, welcher Impact im Rahmen 

der Kosten-Nutzen-Analyse zur Reformvorlage berücksichtigt werden muss. 

Nutzen sollte die Reform für die Nachfrager/innen bringen. Auch wird die Vorlage direkte und indirekte 

Wertschöpfung generieren, sowie die Rechtssicherheit und den Finanzplatz Schweiz als Ganzes stärken. 

Mit der Wertschöpfung verbunden sind zusätzliche Steuereinnahmen (Einkommens- und Gewinnsteuern, 

Mehrwertsteuer und Sozialversicherungsbeiträge). Auf der anderen Seite stellt der Regulierungsaufwand 

gesamtwirtschaftliche Kosten dar. Allerdings ist der Finanzmarkt Schweiz bereits heute durch zahlrei-

che Regulierungen gekennzeichnet. Daher stellt lediglich der Zusatzaufwand, welcher ggf. gegenüber der 

heutigen Situation anfällt, Kosten dar. In einem negativen Szenario verschlechtert sich in Folge zuneh-

menden Druckes internationaler Organisationen auf die Schweiz (z.B. Aufrechterhaltung «grauer Listen») 

die Standortattraktivität, was nicht messbare Kosten verursachen würde. Schliesslich sind aufseiten des 

Staates der administrative Aufwand für die Einführung des Schweizer Trusts sowie den Vollzug als Kosten 

zu verbuchen. 

Wir sehen grundsätzlich die folgenden Quellen und Herangehensweisen vor, um Kosten und Nutzen mo-

netär zu bewerten (vgl. Tabelle 23): 

Tabelle 23: Übersicht Vorgehen zur Messung von Kosten und Nutzen der Reformvorlage 

Impact 
(Kosten / Nutzen) 

Messung des Impacts Datenquellen

Konsumenten-
rente 

Differenz von heutigem Preis für ein Trust(nahes)-Vehikel und zukünftigem Preis 
für Schweizer Vehikel, multipliziert mit der zu erwartenden Nachfrageänderung 
und dividiert durch zwei. 

 Online-Befragung 

Nachfrageänderung: Potenzialabschätzung anhand Szenarien-Analysen:  
 Potenzielle Nachfrager (Basis: Vermögensstatistik) 
 Vergleich Marktgrösse LI vs. CH 
 Internationales Vermögensverwaltungsgeschäft 
 Bedeutung Trusts im Verhältnis zum BIP im Ausland 

 Vermögenstatistik ESTV 
 Rechenschaftsbericht 

Regierung Liechtenstein 
 Literaturanalyse (vgl. 

Abschnitt 3.4) 

Direkte 
Wertschöpfung 

Veränderung des Umsatzes (Bruttoproduktionswerts) in der Beratungs- und Fi-
nanzindustrie abzüglich Vorleistungen und abzüglich der Opportunitätskosten 

 Online-Befragung 
 Wertschöpfungsstatistik 

BFS 

Indirekte/indu-
zierte Wertschöp-
fung Vorleis-
tungsbranchen 

Indirekte Wertschöpfung der Vorleistungsindustrie abzüglich Opportunitätskosten  Swiss Input-Output-
Tabelle 

Regulierungs-
kosten 

 Aufwand der Beratungsindustrie für Compliance (=Wertschöpfung für Bera-
tungsindustrie, Regulierungskosten für Nachfrager/innen) 

 Online-Befragung bei 
Beratungsindustrie  

Einnahmen öf-
fentliche Hand 

Administrativer 

 Mehrwertsteuer: Direkte, indirekte u. induzierte Wertschöpfung, multipliziert 
mit entsprechenden Mehrwertsteuersätzen. Oder: Umsätze mit Saldosteuers-
ätzen. 

 Sozialversicherungsbeiträge (SV-Beiträge): Schätzung der zusätzlichen 
Lohnsumme, multipliziert mit SV-Sätzen 

 Einkommenssteuer: Annahme, dass zusätzliche Wertschöpfung mit Ein-
kommens-/Gewinnsteuer auf Ebene Bund, Kantone und Gemeinde mit 25% 
besteuert wird. 

 Weitere Steuern (Vermögens-, Erbschafts- u. Nachlasssteuern, Quellensteu-
ern, Unternehmenssteuern etc.): Qualitative Einschätzung 

 Aufwand der kt. Steuerverwaltungen für die Einschätzung und Veranlagung 

 Online-Befragung 
 Expertengespräche mit 

ESTV, ggf. SIF 
 weitere Recherchen 

 Online-Befragung kan-
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Impact 
(Kosten / Nutzen) 

Messung des Impacts Datenquellen

Aufwand: der Schweizer Trusts tonale Steuerverwaltun-
gen 

Rechtssicherheit qualitativ  Expert/innen-Interviews 
 Eigene Überlegungen 

Attraktivität 
Finanzplatz 

qualitativ  Expert/innen-Interviews 
 Eigene Überlegungen 

Quelle: Eigene Überlegungen 

A6.2 Nachfrage der Ansässigen: Konsumentenrente 

Dank der Regulierung kommen neue Produkte schweizerischen Rechts auf den Markt, welche den Nutzen 

für die inländischen Nachfrager/innen106 erhöhen; sei es, weil das neue Vehikel besser die Präferenzen der 

Nachfrager/innen wiederspiegelt und/oder der Schweizer Trust im Vergleich zu den heutigen verfügbaren 

Vehikeln günstiger angeboten werden können. Die durch die Regulierung erzielbare Konsumentenrente 

(der Nutzen, welcher den Nachfragern nach Abzug des Kaufpreises übrig bleibt) lässt sich am eingängigs-

ten grafisch darstellen (vgl. Abbildung 26). 

Abbildung 26: Konsumentenrente 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Wenn der Einfachheit halber angenommen wird, dass die Nachfrage eine lineare, negative Funktion in 

Abhängigkeit des Preises ist (dunkelrote Linie), dann lässt sich der Zugewinn an Konsumentenrente infolge 

einer durch die Regulierung hervorgerufene Preissenkung von P0 auf P1 und der einhergehenden Nachfra-

geausweitung von M0 auf M1 relativ einfach bemessen; die Konsumentenrente entspricht dann der grauen 

Fläche in der Abbildung.107 Bei den bisherigen Nachfragern nach Trust(nahen)-Dienstleistungen gehen wir 

allerdings davon aus, dass diese die gleichen Produkte wie bisher nachfragen, weshalb deren Nutzen un-

106 Der Nutzen, welcher ggf. Nichtansässigen aus der Reform resultiert, ist irrelevant, eine Wohlfahrtsmessung der Reform hat sich 
am Inländerkonzept zu orientieren. 
107 Die Konsumentenrente lässt sich grafisch auf zwei Teilflächen aufteilen: (1) rechteckige Fläche – Konsumentenrente, welche die 
bisherigen Konsument/innen nach Trust(nahen)-Produkten dank der Preisreduktion realisieren können: (P0 –P1) x M0. (2) Dreiecksflä-
che – Konsumentenrente, welche die neuen Konsument/innen realisieren: (P0 –P1) x (M1 –M0) /2. 
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verändert bleibt. Diese Annahme erscheint uns deshalb vertretbar, weil es sich bei den bisherigen Nutzern 

hauptsächlich um Ausländer/innen handelt, welche grösstenteils weiterhin ein ihrem Rechtssystem nahe-

stehendes Vehikel nachfragen dürften. 

Zur Berechnung der Konsumentenrente müssen wir also gemäss der obenstehenden Abbildung eine em-

pirische Nachfragefunktion schätzen. Dabei gehen wir in drei Schritten vor: 

1. Schritt: Herausstellen der Determinanten der Nachfrage nach Trust(nahen)-
Dienstleistungen 

In einem ersten Schritt ist zu überlegen, wovon die Nachfrage nach einem Schweizer Trust überhaupt 

abhängt. Die Erkenntnisse aus den Expert/innen-Befragungen geben hier gute Anhaltspunkte. Als zentra-

ler Faktor stellt sich (neben der Herkunft der Personen) die Höhe des Vermögens heraus. Es bestand Einig-

keit darüber, dass solche Dienstleistungen lediglich für vermögende Personen in Frage kommen. Das in 

einem Trust gebundene Vermögen sollte mehrere Millionen betragen, damit die Kosten für das Aufsetzen 

und die Verwaltung des Trusts in einem vertretbaren Verhältnis bleiben.  

2. Schritt: Bestimmen der Schwellenwerte, ab wann Trust(nahe)-Dienstleistungen 
finanziell eine Option werden 

Im Vermögensverwaltungsgeschäft werden die Aufwände, welche den Kund/innen in Rechnung gestellt 

werden, oft ins Verhältnis zum entsprechenden verwalteten Vermögen gesetzt. Die Vermögensverwal-

tungskosten können dabei je nach Höhe der Einlagen 1% und mehr des Vermögens ausmachen.108 Heute 

machen die jährlichen Kosten eines Trusts (inkl. Vermögensverwaltung) gem. unseren Schätzungen durch-

schnittlich 25'902 CHF aus. Dürfen die Kosten die Schwelle von 1% des gebundenen Kapitals nicht über-

schreiten heisst dies, dass heute ein Trust erst ab etwa 2.6 Mio. CHF eingebrachtem Vermögen in Frage 

kommt. Dürfen die Kosten lediglich 0.5% betragen, müssten entsprechend mindestens rund 5.2 Mio. 

CHF in den Trust eingebracht werden. 

3. Schritt: Ableiten des Personenkreises, welcher Vermögenswerte über der kritischen 
Schwelle aufweist 

Der potenzielle Personenkreis, für welchen ein Trust finanziell überhaupt in Frage kommen könnte, lässt 

sich mithilfe der Vermögenssteuerstatistik der Eidgenössischen Steuerverwaltung abschätzen. Hierbei gilt 

es zu berücksichtigen, dass die Vermögenssteuerstatistik lediglich einen Teil der Vermögen eines Haushalts 

(das sog. Reinvermögen) erfasst, das Haushaltsvermögen also unterschätzt wird. Auf der anderen Seite 

darf aber auch nicht vergessen werden, dass die Nachfrager nach Trust(nahen)-Dienstleistungen in der 

Regel kaum ihr gesamtes Vermögen, sondern lediglich einen Teil darin binden möchten. Die maximale 

Anzahl der Personen, welche für einen Trust in Frage käme, erhalten wir mittels der folgenden Annahme: 

Sämtliche Steuerhaushalte ab einer bestimmten Vermögensklasse wären bereit, ihr gesamtes Reinvermö-

gen in einem Trust zu binden. Die jährlichen Kosten des Trusts dürften aber 0.5% bis 1% des Reinvermö-

gens nicht überschreiten. Die daraus folgende Nachfragefunktion findet sich in Abbildung 27. 

Die Nachfrage ist also eine Funktion des absoluten Preises des Trusts und des relativen Verhältnisses von 

Preis und angelegtem Vermögenswert. 

Die Abbildung ist wie folgt zu interpretieren. Im mittleren Szenario betragen die jährlichen Kosten eines 

Schweizer Trusts rund 21‘500 CHF. Bei maximal erlaubten Verwaltungskosten von 1% jährlich müsste 

also ein Vermögen in Höhe von rund 2.15 Mio. CHF gebunden sein. Rund 114‘600 Steuerpflichtige verfü-

108 Vgl. beispielsweise https://www.handelszeitung.ch/invest/grosse-preisunterschiede-der-schweizer-vermogensverwaltung# 
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gen über ein Reinvermögen von 2.15 Mio. und mehr. Bei erlaubten Verwaltungskosten in Höhe von 0.5% 

müsste das eingebrachte Vermögen bereits 4.3 Mio. CHF ausmachen. Schätzungsweise 49‘000 Steuer-

pflichte erfüllen dieses Kriterium. 

Abbildung 27: Maximale Anzahl Steuerhaushalte, für welche eine ein Schweizer Trust finanziell in Frage 

käme, in Abhängigkeit der Kosten des Trusts 

Quelle: Berechnungen BASS; Vermögenssteuerstatistik der ESTV 

4. Schritt: Ableiten der Nachfrage in Abhängigkeit der durchschnittlichen Kosten eines Trust-

Vehikels  

Das im 3. Schritt errechnete Potenzial stellt eine unrealistische Obergrenze potenzieller Nachfrager dar. 

Dies wird klar, wenn man das Potenzial, basierend auf heutigen Marktpreisen, mit der tatsächlichen Nach-

frage ins Verhältnis setzt, welche ein Vielfaches tiefer ist. Um nun die tatsächliche Nachfrage ableiten zu 

können, skalieren wir das Nachfragepotenzial, welches sich bei heutigen Preisen ergibt, auf das Niveau 

der tatsächlichen Nachfrage herunter. Die Wachstumsraten (Veränderung der Nachfrage bei verändertem 

Preis) bleiben aber identisch. Dadurch erhalten wir die folgende Nachfragefunktion (vgl. Abbildung 28): 
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Abbildung 28: Veränderung der Nachfrage nach Trust(nahen)-Dienstleistungen in Abhängigkeit der 

Kosten 

 Quelle: Berechnungen BASS; Vermögenssteuerstatistik der ESTV 

Wie sich zeigt, liegen die beiden Nachfragekurven (Nachfrage, wenn Verwaltungskosten 0.5% bzw. 1% 

des eingebrachten Vermögens) relativ nahe beieinander. Basierend auf diesen beiden Kurven erhalten 

wird für die verschiedenen Szenarien die folgende Nachfragesteigerung bei Einführung eines preisgünsti-

gen Schweizer Trusts (vgl. Tabelle 24): 

Tabelle 24: Nachfragesteigerung nach Trust(nahen)-Dienstleistungen im Vergleich zu heute, in 

Abhängigkeit der verschiedenen Szenarien 

Verwaltungskosten <1% Verwaltungskosten <0.5% Auswahl für Szenario

Szenario tief 8.2% 8.1% min(8.2%,8.1%)=8.1%

Szenario mittel 23.9% 36.2% Mittelwert(23.9%,36.2%)=30.1%

Szenario hoch 58.6% 64.4% max(58.6%,64.4%)=64.4%

Quelle: Berechnungen BASS 

A6.3 Nachfrage der Nichtansässigen 

Das Nachfragepotenzial der Nichtansässigen kann gedanklich in zwei Elemente aufgeteilt werden: 

■ Erstens erhofft man sich, durch das neue Vehikel, neue Klient/innen auch aus dem Ausland dazuzuge-

winnen. 

■ Zweitens ist der Anteil der Nichtansässigen am Kundenstamm der Trust-nahen Branchen bereits sehr 

hoch. Nichtansässige konsumieren heute Trust(nahe)-Dienstleistungen oder lassen ihr Vermögen in der 

Schweiz verwalten. Dieser Kundenstamm kommt auch als Nachfrager für den Schweizer Trust in Frage. 

Im pessimistischen Szenario gehen wir davon aus, dass die nichtansässigen Klient/innen von Trust(nahen)-

Dienstleistern das Produkt nicht nachfragen werden, die Zusatznachfrage folglich null ist. Für das mittlere 

Szenario unterstellen wir ein Wachstum wie bei den Ansässigen (Nachfrage nach Trusts steigt um 30%). 
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Für das optimistische Szenario berechnen wir das Potenzial als Residualwert. Das heisst, wir gehen konkret 

wie folgt vor: 

1. Das Gesamtpotenzial (alle Nachfrager) für sämtliche Trust(nahe)-Vehikel beträgt im Optimum rund 

59‘000. Diesen Wert erhält man, wenn man basierend auf den Erkenntnissen der Literatur zu USA, 

Kanada, Grossbritannien, Australien und Neuseeland (vgl. hierzu Anhang A2) die dortige Verbrei-

tung des Trusts auf die Schweiz überträgt. Basierend auf einem Median von 7.0 Trusts je 1000 

Einwohner erhält man für die Schweiz das genannte Potenzial von 59‘000. Aus unserer Sicht han-

delt es sich hierbei um eine absolute Obergrenze, da die Nachfrage in der Schweiz kaum ein Aus-

mass erreichen dürfte wie in Common Law-Ländern mit langer Tradition im Trustwesen. 

2. Von diesem maximalen Potenzial wird die inländische Nachfrage (vgl. Abschnitt 6.1) abgezogen. 

Die resultierende Grösse ergibt die Obergrenze für die Nachfrage der Nichtansässigen (49'300). 

Die entsprechenden Potenziale für die verschiedenen Szenarien finden sich in Tabelle 12 (Abschnitt 6.1). 

Für die Verifizierung der ermittelten Potenziale gibt Liechtenstein eine gute Orientierungshilfe über das 

Marktpotenzial an Stiftungen und Trusts. Zwar ist das Vermögensverwaltungsgeschäft absolut betrachtet 

deutlich kleiner als dasjenige der Schweiz. Dennoch ist Liechtenstein im Stiftungs- und Treuhandbereich 

immer noch gut verankert und es ist anzunehmen, dass ein Teil der derzeitigen Marktnachfrage in Liech-

tenstein auf in der Schweiz Ansässige zurückgeführt werden kann. Per 2017 gab es in Liechtenstein etwa 

22‘000 Trusts, Stiftungen und trustähnliche Institute. Zum Vergleich: Im mittleren Szenario rechnen wir 

mit einem Nachfragewachstum von 8‘100, im hohen Szenario mit einem Wachstum von 32‘100 

Trust(nahen)-Vehikeln. 
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A6.4 Wertschöpfung 

Tabelle 25: Direkte Wertschöpfung, indirekte Wertschöpfung und Opportunitätskosten 

Szenario 
tief

Szenario 
mittel

Szenario 
hoch

Trust(nahe)-Dienstleister

a Umsatz heute, in CHF je VZÄ 762‘074 762‘074 762‘074

b Umsatz nach Reform Schweizer Trust, in CHF je VZÄ 762‘074 685‘867 609‘659

c Vorleistungen Dienstleister Schweizer Trust, in CHF je VZÄ 162‘193 162‘193 162‘193

d Opportunitätskosten, je VZÄ 73‘668 73‘668 73‘668

e=b-c-d Direkte Wertschöpfung Dienstleister Schweizer Trust, je VZÄ in CHF 526‘213 450‘005 373‘798

c/b Vorleistungen Dienstleister Schweizer Trust, in % des Umsatzes 21.3% 23.6% 26.6%

d/b Opportunitätskosten in % des Umsatzes 9.7% 10.7% 12.1%

e/b Direkte Wertschöpfung Dienstleister Schweizer Trust, in % des Umsatzes 69.1% 65.6% 61.3%

Vorleistungsindustrie109

f Produktivität Vorleistungsindustrie, in CHF je VZÄ 162‘288 162‘288 162‘288

g=f-d Indirekte Wertschöpfung Vorleistungsindustrie, in CHF je VZÄ 88‘620 88‘620 88‘620

g/b Indirekte Wertschöpfung Vorleistungsindustrie, in % des Umsatzes 11.6% 12.9% 14.5%

Quelle: BFS - Arbeitsproduktivität nach Branchen (2015); BFS - Swiss Input Output Matrix (2014); Berechnungen BASS 

Tabelle 26: Umsatzwachstum und Verteilung des Umsatzes  

Szenario 
tief

Szenario
mittel

Szenario 
hoch

Umsatzwachstum

Zuwachs (Anzahl Trusts) 500 8‘100 32‘100

Preis in CHF 24‘395 21‘513 18‘630

Umsatzwachstum in Mio. CHF 12.2 174.3 598.0

Verteilung des Umsatzwachstums, Anteile

Wertschöpfung 69.1% 65.6% 61.3%

Vorleistungen 21.3% 23.6% 26.6%

Opportunitätskosten (Verdrängung) 9.7% 10.7% 12.1%

Szenario tief in Mio. CHF

A Umsatzwachstum 12.2

A.1 davon Vorleistungen 2.6

A.2 davon Opportunitätskosten direkte Wertschöpfung 1.2

A.3(=A - A.1 - A.2) Direkte Wertschöpfung nach Abzug Opportunitätskosten 8.4

B = A.1 Vorleistungen = Indirekte Wertschöpfung 2.6

B.1 Opportunitätskosten der indirekten Wertschöpfung 1.2

B.2 (=B - B.1) Indirekte Wertschöpfung nach Abzug Opportunitätskosten 1.4

A.3 + B.2 Zusätzliche Wertschöpfung 9.8

Szenario mittel in Mio. CHF

A Umsatzwachstum 174.3

A.1 davon Vorleistungen 41.2

A.2 davon Opportunitätskosten direkte Wertschöpfung 18.7

A.3(=A - A.1 - A.2) Direkte Wertschöpfung nach Abzug Opportunitätskosten 114.3

B = A.1 Vorleistungen = Indirekte Wertschöpfung 41.2

B.1 Opportunitätskosten der indirekten Wertschöpfung 18.7

109 Es wird vereinfachend angenommen, dass die Vorleistungen der Vorleistungsindustrie und deren weiteren vorgelagerten Wert-
schöpfungsstufen alle die gleiche Produktivität vorweisen. In diesem Fall ist es nicht notwendig, den Umsatz der vorgelagerten Stel-
len in Wertschöpfung und Vorleistungen zu unterteilen. Es gilt dann global gesehen: Umsatz = Wertschöpfung. 
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B.2 (=B - B.1) Indirekte Wertschöpfung nach Abzug Opportunitätskosten 22.5

A.3 + B.2 Zusätzliche Wertschöpfung 136.8

Szenario hoch in Mio. CHF

A Umsatzwachstum 598.0

A.1 davon Vorleistungen 159.1

A.2 davon Opportunitätskosten direkte Wertschöpfung 72.3

A.3(=A - A.1 - A.2) Direkte Wertschöpfung nach Abzug Opportunitätskosten 366.7

B = A.1 Vorleistungen = Indirekte Wertschöpfung 159.1

B.1 Opportunitätskosten der indirekten Wertschöpfung 72.2

B.2 (=B - B.1) Indirekte Wertschöpfung nach Abzug Opportunitätskosten 86.9

A.3 + B.2 Zusätzliche Wertschöpfung 453.6

Quelle: Berechnungen BASS 


